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Zum?. AsA-Gewerkschaftskongrch.
Von S. Slufhäuser. M. d. R., Berlin.

Das freigemerkschastliche Angestelltenparlament tritt diesmal in
Hamburg und damit in einer der historisch bedeutsamsten Hochburgen
der deutschen Gewerkschaften zusammen. Hamburg war nicht nur
der Ausgangspunkt für eine Reche
der wichtigsten Arbeitergewerk¬
schaften: Hamburg äst auch der
Mutterbodcn unseres Zentraloer»
bandes der Angestellten, dessen
Vorläufer, der Zentralverband der

Handlungsgehilfen und »gehilsin.
neu Deutschlands, seinen Sitz dort

gehabt hat. Es ist das hervor»
stechendste Merkmal der Ham<
burger Gewerkschaftsbewegung,
daß hier die ersten und stärksten
Ansätze sür eine Zentrolisation
örtlich und fachlich zersplitterter
Vereine zu großen, das ganze
Reichsgebist ersassenden Berufs»
verbänden in die Erscheinung ge>
treten waren.

Der Weg zur höchsten organi»
katarischen Kraftentsaltung hat
dann wiederum die Zentral«»
bände zur Vereinigung in den

Spitzengemerkschasten gesührt.
Unser AfA-Bund wird als einer

dieser Gesamtverbände aus dem

historisch gewordenen Hamburger
Boden Zeugnis für den gewaltigen
Fortschritt und Aufstieg ablegen
können, den die in ihm vereinigten
sreien Angestelltengewerkschasten
in wenigen Dezennien genommen
haben. — Noch vor zehn Jahren
haben von Hamburg aus zwei Har»
monieverbände der Angestellten,
der Deutschnationale Handlungs¬
gehilfen-Verband, der Verein für
Hanolungskommis von 1858, und
ein dritter, der Verband Deutscher
Handlungsgehilfen in Leipzig, mit
Hunderttausenden von Mitgliedern
das Feld beherrscht, während die

gewerkschaftlich orientierten Ange»
stellten kaum S0 000 Anhänger
zählten. Heute dagegen üben die
sm AfA-Bund vereinigten freien
Gewerkschaften mit rund 420 000

Mitgliedern den maßgebenden
Einfluß nuf die Gesamtgestaltung.

männische Vereinigungen sind in diesem Entwicklungsprozeß völlig
aufgerieben worden. — Unser AfA-Bund ist heute auch international
die weitaus stärkste Angestelltenbewegung auf gewerkschaftlicher

Grundlage, die der Internationale

Hamburg ipss.

des Angestellten schicksals aus. Die
Anhänger des Harmoniegedankens mußten unter dem sieghaften Fort»
schreiten der AfA-Bewegung ihre Organisationsformen und »gründ»
Me vollkommen ändern, den von ihnen jahrzehntelang bekämpften
Cewerkschaftsgedanken aufnehmen: große, rein paritätische, kauf«

Um Mauern und Essen der lärmenden Sladt
Streicht fragend der Herbslwind, geht ernst und gemessen.
Denn die hungernde Not, die geerntet hol.
Wankl müde vom Schleppen und wird nicht satt
Und schleicht mit dem Wind um die Mauern und Essen.
Wir hohen geernlet, doch bargen wir nicht
Die goldenen Früchte ln helfenden Scheuern
Und mir müssen im Herbst dos Geloben erneuern:
Der Erde Recht und das Sonnenlicht
Dem Volk der Arbeit in Schalten und Feuern!
Nur Kampferschar im gewalkigen Heer
Der resttos gleitenden Arbeitsschwingen
Flogen mir schnell und mir almeien schwer
Und wir fliegen und stürmen und wollen noch mehr
Und immer noch mehr und den Sieg erringen.
Durch brandende Meere will wachendes Land
Das große Weltreich der Freiheil gründen
Und mir müssen werbend die Losung künden:
Schaffender Seist uud beseelte Hand ,
Sinnen und schmieden ein eisern Verbünden.

Wir sind die Segel, vom Wind geschwellt,
Und um weißes Flattern die glühenden Fahnen
Und das Licht, das die stampfenden Tiefen erhellt.
So treiben wir vorwärts die markende Welt
Und furchen der Zukunft lebendige Bahnen — ^
Die Kraft der Segel, der Fahnen Mul F
Und von Brüdern ein Lied und ein Sang von den Weilen — ^
Es ist ein Weg und e i n Wachen und Schreiten: ß
Geist in den Sternen und Hände in Glul ^
Müssen die Erde der Liebe erstreiken. I
Ein Mal des Volkes will riesenhaft ^

Ueber die Mauern und Essen ragen: D

Volk, das im Dunkel der Sorge schafft, <
Das Volk des Mutes, das Volk der Kraft. I
Wind, Feuer und Fahnen und stürmendes Wagsn. ^E i n Heer, e i n Geist und die Bruderhand. z
Vom heiligen Herzen der Völker geleitet, F
Die Stein und Stadi der Bedrängten weite. ^
Und über das herbstlich entschlafende Land I
Blüten der hoffenden Menschheit breitet. >

Franz Ri>thens«ld«r. D

Gewerkschastsbund in Amsterdam
auszuweisen hat. Unsere sozial-,
mirtschasts- und gewerkschaftspoli,
tische Arbeit in der Angestellten^
Tätigkeitsperiode war von reichen
Erfolgen begleitet, über die der

Bundesvorstand dem Kongreß in
einem umfangreichen Werk be»

richtet*),so daß an dieser Stelle auf
die Wiedergabe von Einzelheiten
verzichtet werden kann.

,
In der Entwicklungsgeschichle

des AfA-Bundes war "der 1. Kon»

greß in Düsseldorf dem Zweck ge»
widmet, die sreigewerkschasilichen
Angestelltcnuerbände zentral zur
ständigen und innigen Gemein»

schaftsarbeit zusammenzuschließen.
Der 2. Kongreß in München
hat den AfA-Ortskartellen feste,
satzuiigsmäßig verankerte Grund»
lagen fiir ihre Arbeit gegeben.
Der Hamburger Kongreß soll die
festen Bindeglieder zwischen der

Zentrale und den örtlichen Orga»
nisationen, arbeits- und aktions»
fähige Bezirkskartelle bringen. Die
Vorarbeiten in den Bundesaus»

schußsitzungen lassen erhoffen, daß
unser AfA-Bund in dieser seiner
neuen Bauperiode auch neue Er»

solgsmöglichkeiten schaffen wird.
Neben dieser innerorganisato»

rischen Frage ist indes der Ham»
burger Tagung auch dadurch eine
erhöhte Bedeutung beizumessen,
daß sich in den letzten Jahren ge»
waltige Veränderungen in der
Struktur der deutschen Bevölke»

rung, insbesondere in der Zusam»
mensetzung der Arbeitnehmerschaft
vollzogen haben. Aus Grund ein»

gehender Untersuchungen des AfA»
Bundes, die in Gemeinschaft init
dem Statistischen Reichsamt durch»
gesührt werden konntcn.und deren

Ergebnisse den Delegierten und

Teilnehmern in Hamburg vorgelegt
werden können, ist festgestellt worden, daß die Angestellten im Ver»
gleich zu den Arbeitern zahlenmäßig zunehmen: aber auch innerhalb

*) Siehe Ankündigung.
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der Gesamtbeoölkerung als eine wachsen«« Schicht hervortret«« Der

Kongreß wird von berufener Seite die Ursachen dieser Struktur»

Veränderung der deutschen Bevölkerung und ihre Zusammenhänge

Mit der wirtschafte,- und betriebstechnische» Seite untersuchen lassen,

Um nber gleichzeitig die Folgerungen zu ziehen, die sich aus der

erhöhten Bedeutung der Angestellten in der Wirtschaft ergeben.

Sowohl der Gesetzgeber, als auch die Unternehmer und die Be»

Hürden, auch die Arbeiterschaft können an diesen Entwicklungs»

tendcnzcn nutzt achtlos vorübergehen: die Angestellten ihrerseits wer¬

den sich der größeren Verantwortung gegenüber der gesamten

Arbciinehmerschafl bewußt werden müssen, — Die Verhandlungen

Rber diese Hauptsrage werden aber vor allem sür die Angestellten»

bewegung selbst den Ausgangspunkt zu neuer, aktivster Werbearbeit

bilde», um jene gewaltige Schicht von 3^ Millionen Privat»

«ngcstellten zu einem unüberwindlichen gewerkschastlichen Faktor

zusammenzuschließen Der Ruf von Hamburg zur Ersassung der

Unorganisierten wird auch dieses Mal nicht ungehöri verhallen.

Die seemännischen Angestellten, deren Verbände ihren Sitz in

Hamburg haben, werden aus dein AsA-Gewerkschastskongresz ihre

enge Gemeinschast mit den übrigen freien Gewerkschaften besonders
bekunden. Sie wollen, getragen vom gesamten AfA-Bund, das

Sozialprogramm dieser AngesteUtenschicht proklamieren, für dessen

Verwirklichung schon in nächster Zeit der Kamps ausgenommen
werden muh.

In besonderen Rsseraten wird der AfA-Bunz seine innige Ver»

bundenheit mit den großen genasienschaftlichen Organisationen, deren

Metropole wiederum Hamburg ist, erneut zum Ausdruck bringen,

und schließlich als eine der brennendsten Tagessrngen das Wohnungs»

Problem ausrollen. Die Teilnehmer des Kongresses haben gleichzeitig

Gelegenheit, in Hamburg den wohlgelunzenen Versuch des AfA»

Bundes und der Dewog in einer dort soeben geschafsenen großen

Angestelltensiediung feststellen zu können.

Wir «erden in Hamburg die besten Traditionen der deutschen

Gewerkschaftsbewegung ehren und gleichzeitig neues geistiges Rüst¬

zeug für kommende Kämpfe schmieden können.

Auf zum Hamburger Gewerkschaftshaus, jener einst von

August Bebel geweihten „Waffenschmiede!"

Hamburg.
Bon Wilhelm Dörr, Hamburg.

Willkommen zum Bundeskongresz in Hamburg, der tausend¬

jährigen Handelsstadt am Meer. Ueberoll da, wo der Name Hau*»

bürg erklingt, verbindet sich eine Vorstellung mit diesem Nanien.

Mit dem Namen der Stadt, die tausend Fäden spinnt über alle

Meere, in ollen Teilen der Welt. Welche Romantik webt um ihren

Hase», schlingt sich um die Docks, um die hohen User der Eibe und

Uinjöngt den Namen St. Pauli.

Kakao aus Asrika. Kassee aus Brasilien, Felle und Haute aus

Argentinien, Korn aus Nordamerika und hunderttausend Dinge des

Welthandels nimmt sie in ihren Mauern auf. stößt sie wieder ab.

Ein leichter Geruch von Teer und Wasser nnd Exotik scheint über

dieser Stadt zu liegen, die jedoch in ihres tiessten Innern Kern

Nichts Romantisches, sondern etwas absolut, aber imposant Kühles

an sich trügt, und doch fesselt sie den, der mit ossenen Augen und

Ohren durch ihre Straßen wandelt. Sie hält, was sie verspricht,

auch dem, der mit hochgespannten Erwartungen sie betritt. Ein

Blick vom hohen Ufer auf den Hafen ist vielleicht das begeisternd

Schönste, was sie bieten kann, gleich, ob im Sonnenglanz Strom

und Schiffe, Heiligen und Schuppen glänzen und blinken, oder ob

der viel häusigere, hier heimische Nebel alle Konturen verwischt u,id

Wilder von eindrucksvoller Schönheit zaubert. Wer sich kühn in

schwankende Barkassen begibt und das Gewühl der Schisse, das Ge¬

hämmer auf den Werften und das Kreischen und Quietschen der

Winden und Kräne nach allen Richtunzen und Winkeln durchstöbert,

dem geht eine neue Welt mit starken Eindrücken aus, und er fühlt

Und erkennt nicht nur die Welwerbundenheit dieser Stadt, sondern

«Uch ihre große Bedeutung sür Deutschlands Wirtschaft.

Heute hat der Schiffsverkehr im Hamburger Haf«n den der

Vorkriegszeit un, ein Vielsaclies bereits überflügelt, und ernsthafte

Männer der Hamburger Wirtschaft nehmen an, daß in wenig, mehr

als zwanzig Jahren dieser ganze große Komplex sich verdoppeln

wird, um die Meng« der Tonnageansorderung ausnehmen zu

könne».

Doch herauf aus dem Hasen in die Stadt, durch enge Straßen,

wo Tür an Tü? Matroscnkneipe» den Seemann zur gastlichen Ein»

kehr laden, Fokohama- um) Florida-Bar wetteisern mit Old Cap

Horn in Licht und Lärm, wer am schnellsten Jan Maat um seine

Heuer erleichtert, zum lichtübersluteten, brausenden und tollen

St, Pauli bis hinab zur Altonaer Grenze, wo neben dem Hivpo»

drom im Keller Alt» und Neu-China ihre Psorten geösfnet hclben

«nd mit verbindlichem asiatischen Lächeln zum Eintritt werben.

Hier soll schon mancher, der nicht nur vor dem Mast gesahren hat

Und wunder glaubte, welch' reiner Tor er sei, des Lebens Lust und

Freude bis auf des Bechers Neige gekostet haben.

Nordwärts dehnt sich Altona, die Stadt der Parks mit munder«

schöner, kilometerlanger Promenade, der Elbchoussee, am blauen,'

gewaltig dahinsließenden Strom, mit seinen alten Besitzungen,, in

welch' einer der schönsten, im Jemsch-Park, die Stadtverwaltung

dieses kräftig emporwachsenden Gemeinwesens die Delegierten emp¬

fangen wird. Hier wird sich auch wohl Gelegenheit geben, die vom

AsÄ-Ortskartell Hamburg aus den Mitteln der Reichsangestellten¬

versicherung errichteten Wohnhäuser für die Mitglieder der AfA»

Organisation zu besichtigen und gleichzeitig di« in Hamburg erstell«

ten Häuser. Dann sind wir auch wieder mitten in der Stadt,

mit ihrem brausenden, hastenden Großstadtverkehr und ihrer zur

Besinnlichkeit und Ruhe einladende!, garten- uno partumjäumten

Alster, der Perle des ganzen Stadtgebiets. Ein Nachmittag im

Uhlenlzorster Fährhaus zeigt das ganze liebliche Bild dieser Herr»

lichen Stadt. Ein« Fahrt mit dem Dampfer zur Lombardsbrücke

bringt uns in wenigen Minuten in die Nähe des Haup5dahnho,s

und zum Gewerkfchnftsliaus, dem Tagungslokal des Kongresses, der

alten Waffenschmiede der Hamburger, und wir dürfen auch wohl

sa«en, der deutschen Arbeitnehmerschast. Wir stehen dann auf allem

kulturhistorischen KomxZboden der deutschen Arbe!tnchinerschaft.

Von hier aus sind starke Impulse hinausgegangen und haben nicht

wenig zur Förderung der modernen Arbeitnehmerbewegung beige¬

tragen. Eine Reihe besonderer Umstände war es, die gerade auf

Hamburger Boden starke Sprösse der Arbeitnehmerbewegüng empor¬

wachsen ließ, sicherlich einmal die alte republikanische Staatsform

dieser Hansestadt, die. eingeschachtelt vom reaktionären Preußen, doch

manches anders aufwachsen ließ als in dem alten Junkerstaat, dann in

erster Linie die eigentümliche wirtschaftliche Struktur dieses Bundes»

staates, der ganz ausgefüllt war von dem seine Mauern beherbergenden,
alles umfassenden Handel, Dieser Handel, der den Hafen schuf und damit

die Hasenarbsiterbewegung, der die Schisfahrt schuf, der die Werf¬

ten wachsen ließ und ein ungeheures Heer von Angestellten auf

seinem Boden gedeihen lieh, ein Angestellienheer. das innner zahlen»

mäßig ebenso groß war wie die gesamte Arbeiterschaft dieses ganzen

Gemeinwesens. Nicht zufällig ist es daher, daß hier auf diesem

Boden die Handtungsgehilfenverbönde aufgewachsen sind, daß

Deutschnationaler Handlungsgehilfen-Verband und Gewerkschafts¬

bund der Angestellten noch heute ihre Hauptsitze in diesen Orten

haben, betonend und zum Ausdruck bringend, daß die Handelsstadt

ihr Heimatsitz ist. Aber auch der Zentralverband der Angestellten

hat mit seinem Vorlöuser, dem Zentraloerband der Handlung?»

gehilsen und »gehilfinnen Deutschlands, seine Wurzeln hier in

Hamburg.
Liberal wie die Staatsauffassung war die Wirtschaftsausfassung

der Handelsherren, aber es war ein Manchester-Liberalismus, der sich

auf die Dauer nicht zum Segen der arbeitenden Klasse auswirken

kann. Doch bei den Angestellten fand er mehr als willigen Ein»

gang, und noch heute hat wohl der Gewerkschastsbund der Ange»

stellten, als der treueste Anhänger dieses Liberalismus, sein stärkstes

Bollwerk hier in Hamburg, Doch unaufhaltsam wird die Ideen»

melt dieser Kollegenfchaft von den freigewerkschafUichcn Verbanden

der AfA beraumt und Stein um Stein aus ihrein Bau davon»

getragen. Achtunggebietend ist heute die Zahl auch der freien An-

g«ft«lltenorganisation«n in Hamburg. Vereinigen dot> die dem

hiesigen Ortskartell des AfA-Bundes angeschlossenen Verbände in

sich zusammen etwa 2S l)M Mitglieder, eine Zahl, die fich mit denen

des DHV. und GdA. glatt messen kann.

Aber was wichtiger und wesentlicher noch ist. der Geist in den

Reihen der Mitglieder nnd Funktionäre ist ein vorzüglicher. In¬

tensivste Arbeit innerhalb der Verbände zeugt nicht nur von un»

entwegtem Vorwärtsdrängen, sondern vor allen Dingen auch die

Gemeinschaftsarbeit innerhalb der AfA zeigt die Geistesverbunden»

heit aller Beteiligten. In gegenseitiaer Hilfe ist hier viel erreicht.

Wir schufen für unsere Kollegen Künstler die Gemeinnützige Varietö-

Schaubiihne und die Gemeinnützig« Schaubühne der Genossenschaft
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Deutscher Bühnsnangehöriger. Wir halsen den Kollegen Schiffs-
ingenieurm bei der Einrichtung ven Lehrkursen sür ihre Erwerbs«

losen und suchten darüber hinaus nach weiteren gemeinsam verbin¬

denden Ausgaben und fanden jetzt als Krönung den gemeinnükigen
Wohnungsbau, der im ersten Bauabschnitt 214 Wohnunzen in

Hamburg und Altona erstehen lassen wird.

Herzlich begrüßt die Hamburger Mitgliedschaft die Freund«
aus nah und fern zum 3. Kongreß »ihe-zes AfA Bundes, Six
ern>artet von diesem Kongreß einen weiteren Ausbau des Bunöe?
und erhofft von der Abhaltung dieser Tagung in Hamburg ein«
weitere Stärkung der örtlichen Organisationen, und heißt daher Sir
alle aufs herzlichste willkommen in der Hnnsest»dt Hamburg.

Der Hamburger Kongreß öes ALgemeim
^ewerksckaKsbunöes.
Bon Dr. Judith Grünfeld, Berlin.

Die Teilnehmer des 13, Gewerksckiastskongresses konnten auf
drei Jahre harter Kämpfe, die leit Breslau verflossen siird, zurück»
blicken. Die schwere Wirtschaftskrise, die unmittelbar nach dem

Breslauer Kongreß ausbrach, nötigte die Gewerkschaften zum Ab¬

wehrkampf gegen Lohndruck, dessen Gesahr durch die enorme Massen¬
arbeitslosigkeit so sehr verschärft wurde. Mildem Aufschwung der

wirtschaftlichen Konjunktur gingen die Gewerkschaften im Jahre
1927 zum Angriff über und der Bundesvorstand des ADGB. koimte
dem Kongreß beachtenswerte Erfolge der umfassenden Gemerkschcrsts-
kämpfe mitteilen. Die größte Mehrzahl der Angriffsbewegungen,
und zwar 11S34 mit 10 772 24g Beteiligten wurde im Jahre 1927
um Lohnerhöhungen geführt. Durch die Bewegungen im Jahre 1927

hatten insgesamt 13 0«3 8S1 gleich 87,3 Proz. aller Beteiligten einen

Erfolg. Dank diesen Kämpfen ift es gelungen, den Tariflohn auf
94 Pf. Ende 1927 zu steigern, gegenüber 87 Pf. Ende 192S und
1926. Ferner sind die zahlreichen großen Kämpfe, die seit Frühjahr
1927 um die Verkürzung der Arbeitszeit geführt wurden, wie der

Bericht des Bunidesvorstandes feststellte, mit gutein Ersolg abge¬
schlossen worden.

Mit Nachdruck wandte sich Leipart als Berichterstatter des

Bundesvorstandes gegen die Lohnpolitik der Neichsregierung, die
in den verflossenen Jahren nur allzuost den Widerstand der Unter¬
nehmer gegen die gewerkschaftlichen Forderungen gestärkt habe.
Das übliche Argument, daß Lohnerhöhungen zwangsweise Preis¬
erhöhungen nach sich ziehen müßten, lehnte der Berichterstatter
entschieden ab, da in einer Zeit umfassender Rationalisierung keine
zwangsläufige Verbindung zwischen Lohn rmd Preis bestehe. Der
Sinn einer volkswirtsclxaftlich zweckmäßigen Rationalisierung sei es,

durch Verbesserung der Produktion zu einer Vennehrung und Ver-
billigung der Warenerzeugung und der Warenpreise zu gelangen.
In der Tat ist die Produttivität der Betriebe ständig gewachsen,
aber statt der zu erwartenden Preissenkung sind immer neue Preis¬
erhöhungen eingetreten. Diesen ungesunden Tendenzen, wie den

Zullerhöhungen für die wichtigsten Nahrungsmittel, kündigte Leipart
im Namen des Bundesvorstandes schärfsten Kampf an.

Das Problem der Rationalisierung tauchte immer
wieder in den Kongreßdebatten auf. Bezeichnend war die Verschie¬
bung und Klärung der Problemstellung seit Breslau. Damals hatte
Professor Hermberg in seinem Referat über die deutsche Wirtschaft
nls Hauptgrund für die mangelnde Konkurrenzfähigkeit Deutschlands
auf dem Weltmarkt die technische und betriebsorganisatorische Rück-

Müdigkeit der deutschen Unternehmungen angeführt. In Erkenntnis

dieser Tatsache hat die Arbeiterschaft, wie Leipart in seinem Bericht
ausdrücklich betonte, die technische Modernisierung gefördert und

sie hnt die schweren Opfer mit in Kauf genommen, die durch vor¬

übergehende Arbeitslosigkeit den Arbeitern auferlegt wurden: „Nun
ehen mir in fast allen Zweigen der Wirtschaft, daß die Vcrein-

cichung und Verbesserung dcr Produktion ganz gewaltige Fort-
chritte gemacht hat. Den Unkosten, die vielfach durch die Rational!-
ierung entstanden sind, stehen große Ersparnisse auf der ganzen
Linie gegenüber und die Produktivität der Betriebe ist erheblich
gewachsen. Wo aber finden wir, daß diese Steigerung der Produk¬
tivität eine Herabsetzung der Warenpreise herbeigesührt hätte?"
Diese Enttäuschung der Arbeitnehmer, die um die wirtschaftlichen
Vorteile der technisch gelungenen Rationalisierung gebracht wurden,
führten auch die Diskussionsredner recht deutlich vor Augen. Wurde
somit die Scheidungslinie zwischen der technischen und volkswirt¬
schaftlichen Rationalisierung klar gezogen, so trat man andererseits
entschieden dem Bestreben der Unternehmer, die Arbeitsintensität
nuf Kosten der lebendigen Arbeitskraft in gesundheitsschädlichem
Maße zu steigern, entgegen. Diesen Gesichtspunkt hat Fritz
Nnphtali in seinem Referat über Wirtschaftsdemokratie klar und
prägnant herausgearbeitet. Er verwies darauf, dnß unter dem
Schlagwort der Rationalisierung zwei grundverschiedene Tendenzen
in der kapitalistischen Wirtschaft zum Vorschein kommen. Soweit
die Verringerung der Produktionskosten auf technischem Fortschritt,
auf einer Erhöhung der Produktivität der Arbeit durch bessere be¬
triebliche Organisation beruhe, bejahe die Arbeiterschaft eine der¬

artige Rationalisierung, wobei natürlich die Forderung der un-

mittelbaren Anteilnahme der Arbeiter an den Früchten
dieser Rationalisierung erhoben werde. Dagegen müsse die Äil'eitc»
schaff mit allem Nachdruck gegen die Methoden der rücksichtslose»
Beschleunigung des Arbeitstempos, gegen die Methoden des Drucke«
auf eine übermäßige Verausgabung der Arbeitskraft protestieren^
denn diese Methoden haben mit einer echten sortschrittlichon Ratio»
nalisierung nichts zu tun. Gegenüber dcr kapitalistischen Denrungs»
weise, die nur das Unkostenkonto und sei» Verhältnis zum Prosit
in Betracht ziehe, müssen die Gewerkschaften ihren Standpunkt durch»
setzen, daß der Mensch nicht zum Instrument herabgewürdigt werden
darf, sondern daß die Erhaltung seiner Arbeits- und Lebenskraft
das wichtigste Ziel aller Oekonomie sein müsse.

Nun hat auch der Reichswirtschaftsminister in seiner Rede auf
dem Kongreß hervorgehoben, daß „manches, rein wirtschaftlich ge,
sehen, vielleicht Zweckmäßige aus Rücksicht aus das wertvollste aller
Produktionsmittel, nuf den Menschen und seine Arbeitskraft, unter»
bleiben muß oder nur in gemilderter Form durchgeführt werden
kann". Es fiel aber manchem Diskussionsredner nicht schwer, diesen
festlichen Beteuerungen des Reichswirtschostsministers durch Hinweis
auf gewisse wirtschaftspolitische Maßnahmen ihren Glanz zu nehmen.
Auch dem Reichsarbeitsministerium blieben scharfe Vorwürfe nicht
erspart. Die äußerst lebhaste Debatte über das Schlichtungswesen
zeigte deutlich, daß die Schlichtungspraxis eine große Unzufriedenheit
unter der Arbeiterschaft erzeugte, und daß viel Zündstoff sich an¬

gehäuft hat. Trotz dieser kritischen Einstellung kann aber —das hat
die Diskussion deutlich bewiesen — von einer grundsätzlichen Ableh»
nung des Schlichtungswesens seitens der freie» Gewerkschaften keine
Rede sein, wenn man von den paar Oppositionsrednern, die auch
in dieser Frage strikt die Parole der „KPD. befolgten, absieht. Die
Reformvorfchläge, die die Diskussionsredner in bezug auf das Schlich¬
tungsverfahren machte», wichen in Einzelheiten voneinander ab, und
es wird Sache des Bundesvorstandes sein, in den demnächst bevor¬
stehenden Verhandlungen in, Reichsarbeitsministerium die An-,
regungen dcs Kongresses praktisch zu verwerten. Volle Einmütigkeit,
herrschte in der Auffassung, daß die Schlichtungsordnung dem Schätze
der Schwachen dienen müsse.

"

Die vom Kongreß einstimmig angenommene Entschließung über
die Regelung der Arbeitszeit und der Arbeits»
aufsicht richtet an Reichsregierung und Reichstag die Forderung^
„durch das Arbeitsschutzgesetz die Arbeitszeit klar und eindeutig auf
acht Stunden täglich zu beschränken". Dabei wird serner zum Aus¬
druck gebracht, daß nnch Ansicht der Gewerkschaften eine weitere
Kürzung der Arbeitszeit wirtschaftlich tragbar wäre, namentlich
im Hinblick auf die fortschreitende Rationalisierung.

Diese Entschließung fordert auch eine großzügige Neuregelung
des gesamten Arbeiterschutzes, insbesondere „die völlige Umgestal»
tung des die Arbeitsnufficht behandelnden Abschnittes zu einer Reichs-
cirbeitsaufsicht, deren Aufbau im einzelnen in dem vom ADGB. »nd
dcm AfA-Bund veröffentlichten Gegenentwurf dargestellt ist". In
dieser Reichsarbeitsaufsicht sollen die Durchführungsdehörden dos
Arbeitsschutzes zusnmmengesaßt, die Arbeitsaussicht vereinheitlicht
und eine Selbstverwaltung in sie eingeschaltet werden.

In seiner Stellungnahme zum Gesetz über Arbei tsver»

mittlung und Arbeitslosenversicherung hat der
13. Gewerkschaftskongreß die prinzipelle Anerkennung der Grund»
gedanken dieses Gesetzes ausgesprochen, wobei hervorgehoben
wurde, daß die Durchsührung der Arbeitsvermittlung und Arbeits»
losenverficherung nur dann befriedigend erfolgen kann, wenn

die Verwaltung der Reichsanstalt frei von bureaUkrntischen Hem»
mungen, in engster Verbindung mit den in der Wirtschaft
Tätigen durchgeführt wird. Die diesbezügliche Entschließung
fordert, daß die Krisenfürsorge auf alle Berufsgruvven aus»

gedehnt und allen Arbeitslosen ohne Ausnahme und ohne zeit»-
liche Begrenzung gemährt werden soll, die trotz Arbeitsfähigkeit und
Arbeitsmilligkeit einen Anspruch aus die Versicherungsleistung noch
nicht besitzen oder diesen Anspruch erschöpft haben. In eindrucksvoller
Weise appellierte Franz Spliedt an die Reichsnegierung, den Plänen
der Agrarier scharf entgegenzutreten, die den Lcmdarbeitern de«



Seite 132 AfA-Bunde s z e ! kung Rummer IS

Arbeitslosenschutz rauben wollen, und er fand dabei die lebhafteste
Unterstützung des Kongresses.

An der Zersplitterung der Sozialversicherung, die in den letzten
Jahren »och Fortschritte gemacht hat, übte der stellvertretende
Bundesvorsitzende Hermann Müller, in seinem ausführlichen
Ncserac über: „Vereinheitlichung und Selbstverwaltung in den Ein>

richtuugen der sozialen Gesetzgebung" gründliche Kritik, Durch die Ber-

einheillichung und durch die Selbstverwaltung sollen Widerstände
beseitigt werden, die dem Ausbau der Leistungen entgegenwirken.
Die Vereinheitlichung der Sozialversicherung solle die alten großen
Zweige: die Krankenversicherung, die Unfall- und Invalidenversiche¬
rung umfassen. Was die Angestelltenversicherung betrifft, so hat sich
der Unterschied zwischen Invaliden- und Angestelltenversicherung in

einer Weise zuungunsten der Invalidenversicherung verschoben, daß
eine Angleichung jetzt nicht möglich sei. Die Arbeiter wollten sich
von den Angestellten nichts schenken lassen.

Die Entschließung über die Vereinheitlichung der Sozinlversiche-
rung sordert u. a. territorial ausgebaute Versicherungsiräger, die,
mit Ausnahme der Arbeitslosenversicherung, alle Zweigs der Ver.

sicherung erfassen: die Befreiung von der Vormundschaft der Arbeit»

gebcr und der behördlichen Bureaukratie, und die Uebernahme der

Arbeiisaufsicht durch das Reich. Dabei betonte der Kongreß aus¬

drücklich, daß bei den erforderlichen Reformen der größte Wert auf
die kollektive Mitwirkung der wirtschaftlichen Vereinigungen zu legen
sei, entsprechend der Entwicklung, die auf anderen Gebieten des

sozialen Rechts sich bereits durchgesetzt habe.

In den Debatten über sozialpolitische Reformen, die auf gesetz»
lichem Wege anzustreben sind, wurde mit Recht von verschiedenen
Rednern u, a. hervorgehoben, daß die praktische Auswirkung der

sozialen Gesetzgebung nn Interesse der Arbeitnehmer in erheblichem
Maße von der Stärke und inneren Geschlossenheit der Gewerk»

Ichasten abhänge. In dicseni Sinne sührte der Vorsitzende des

Metallarbeiterverbandes, A, Brandes, in der Debatte über das

Schlichtungswesen u. o. nus: „Wenn die Organisationen erst einmal

so weit sind, daß die noch abseits stehenden Millionen der Un¬

organisierten ersaht sind, dann braucht mnn sich nicht mehr
über die Schlichtungsordnung und über die Frage der Verbindlich»
keitsertlörung zu streiten," Dieser Hinweis auf das wichtige Pro»
vlem der Heranziehung der großen Masse der Unorganisierten ver»

dient besondere Beachtung im Hinblick aus den relativ geringen
Prozentsatz der gewerkschaftlich organisierten Arbeiterinnen. Wäh»
rcnd die allgemeine Mitgliederznhl der freie» Gewerkschaften von

3,9 Millionen im Jahre 1926 auf 4,1 Millionen im Jahre 1927

gestiegen ist, ging die Zahl der weiblichen Mitglieder gleichzeitig von

KS9 0V0 aus 6S0 0M zurück. Diese rückläufige Tendenz gibt um so
mehr zu denken, als ja die Frauenarbeit in Deutschland im all¬

gemeine» in Zunahme begrifsen ist und als in Sachsen z. B. ein
Drittel aller Arbeiter, die der Gewerbeaufsicht unterstchen, weib¬

liche Arbeiter sind,

Die weibliche Delegierte, die sich an den Debatten beteiligte,
Margarete Philipp, forderte, daß Mittel zur stärkeren Heranziehung
der FrJiÄi gefunden werden sollen. Sie verwies auch darauf, daß
„die Männer noch Vorrechte für sich in Anspruch nehmen, wodurch
die Frauen nn ihrer Entfaltung gehindert werden". Diese Fest¬
stellung gibt zu denken und sie beweist auch, daß die praktische
Betütigung der sozialistischen Gesinnung gegen»
über den weiblichen Gewerkschaftsmitgliedern, die fast nirgends in
der Gewerkschaftsbewegung an leitender Stelle zu finden sind, noch
vieles zu wünschen übrig läßt. Nun hat doch gerade der Gewerk»

fchaftskongreß in Hamburg in einer Weise, wie es bisher aus Ge»

werkschaftskongressen kaum der Fall war, ein klares und energisches
Bekenntnis zum Sozialismus abgelegt. Das Problem der Wirt¬

schaftsdemokratie und der Bildungsaufgaben der Gewerkschaften
wurde» in großangelegten, tiefgehenden Referaten behandelt, die von

sozialistischer Denkweife getragen waren.

Fritz Naphtali ging in seinem Reserat über die Verwirk»

lichung der Wirtschaftsdemokratie davon aus, daß
Cozialismus und Wirtschaftsdemokratie als Endziel untrennbar
Miteinaiider verknüpft seien. Es gebe, keine vollendete Wirtschafts¬
demokratie ohne sozialistisches Wirtschaftssystem und umgekehrt sei
das sozialistische Ideal ohne demokratischen Ausbau der Wirtschafts¬
führung nicht zu verwirklichen. Durch diese unzweideutige Frage¬
stellung wurde all denjenigen Kritikern aus dcn Reihen der Opposi¬
tion, die seit Breslau die Parole der Wirtschaftsdemokratie als Los-

jagung vom sozialistischen Endziel brandmarkten, der Boden ab¬

gegraben. Wird somit das sozialistische Endziel mit aller Entschieden¬
heit ausrechterhalten, so wird, entsprechend den Wandlungen des
modernen Monopolkapitalismus, um neue konkrete Vorstellungen
über den Weg zur Verwirklichung der erstrebten Wirtschaftsordnung
gerungen. „Dieser Weg, — sührte Naphtali aus — der Stuse um

Stufe in der Wirtschaft der Autokratie der kapitalistischen Unter¬

nehmer die Demokratie der arbeitenden Menschen gegenüberstellen
muß, der Schritt sür Schritt das Interesse Ider Gesamtheit gegenüber

den Sonderinteressen einer herrschenden Klasse durchfechten muß, ist
der Weg der Demokratisierung der Wirtschaft."

Es sei gerade die wachsende gewerkschaftliche und politische Macht
der Arbeiterklasse, die ihre Mitwirkung an der Wirtschaft schon in
der Gegenwart bedingt, da die Arbeiterschaft angesichts der er»

wähnten Machtzunahme sich nicht mehr wie bisher damit begnügen
könne der kapitalistischen Wirklichkeit einfach das sozialistische
Zukunftsideal gegenüberzustellen und untätig zu vsrharrc». Für
die Arbeiterschaft, die die zentrale Bedeutung der neuartigen kapi¬
talistischen Machtgebilde für die Gestaltung der Gefamtmirtschaft
erkannt habe, wird der Ruf. die Gemeinschaft, vertreten durch den

demokratischen' Staat, über die privatkapitalistischen Monopole zu
setzen, zu einer unmittelbaren Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Neben
diese Staatskontrolle müsse die Teilnahme der Arbeiterschaft an der

Führung der großen Monopolorganisationen treten.
Die Entschließung über die Verwirklichung der Wirt¬

schaftsdemokratie, die der Gewerkschaftskongreß in Hamburg
mit ollen gegen zwei kommunistische Stimmen angenommen hat, er¬

hebt u.a. folgende Forderungen: Die Ausgestaltung des kollektiven

Arbeitsrechts, des sozialen Arbeitsschutzes, Ausbau und Selbstverwal¬
tung der Sozialversicherung; die Erweiterung des Miöbestimmungs» >

rechts der Arbeitnehmer im Betrieb, die paritätische Vertretung der
Arbeiterschaft in allen wirtschaftspolitischen Körperschaften, dic Kon»
trolle der Monopole und Kartelle unter voller Mitwirkung der Ge»
werkschaften; die Zusammenfassung der Industrien zu Selbstver»
waltilngskörpern: die Ausgestaltung der Wirtschastsbetriebe in

.öffentlicher Hand: die Produktionsförderung in der Landwirtschaft
durch genossenschaftliche Zusammenfassung und Fachschulung: die

Entwicklung der gewerkschaftlichen Eigenbctriebe, die Förderung der

Konsumgenossenschaften: die Lurchbrechung des Bildungsmonoouls.
Dieses umfassende Programm bezeichnet Tarnom in der Dis»

kussion treffend als „näheres Heranrücken nn die kapitalistische Klasse"
und er betonte, daß das für die Arbeiterschaft „Ueberwindung der
bloßen Demonstration und Agitation durch die wirtschaftlich prak»
tische Aktion" bedeute. Es gelte eben eine bessere Zukunft durch
eine bessere wirtschaftliche Gegenwart vorzubereiten. Der lebhafte
Beifall, den der Kongreß den Ausführungen Naphtcrlis und Tarnows

entgegenbrachte, bewies recht deutlich, daß diese Gedankengcinge bei
den Teilnehmern des Kongresses innigen Widerhall gefunden haben
und dem regen Bedürfnis nach Klärung des Problems der Wirt»

schastsdemokratie entsprochen haben.

Auf den engeren Zusammenhang zwischen dem Wirrfchafts- und
dem Kulwrideal der sozialistischen Arbeiterbewegung verwies Otto
Hehler in seinem sehr instruktiven Referat über „Die Bildungs»
aufgaben der Gewerkschaften im Zusammenhang mit dem öffent»
lichen Bildungswejcn". Die Arbeiterschaft könne das wirtschastliche
Ziel, das sie sich gesteckt habe, nicht erreiche», der ersehnten Zu»
kunftsgestaltung nicht näher kommen, wenn nicht umfassende und

lebendige Bildungsarbeit zugleich mit einherlauft. Dieser Arbeit
falle nicht allein die Schulung der Verstandeskräste zu, sie müsse auch
zum Gemeinsinn erziehen, eine mahrhast sozialistische Gesinnung ent¬

falten, denn nur so könne die Vorbedingung zur Gestaltung einer
neuen werdenden Welt geschaffen werden. Die Albeiterbildung könn«
sich deshalb nicht allein auf den erwachsenen Menschen erstrecken, son¬
dern sie müsse die Bildungsaufgaben in allen Lebensstadien um»

fassen. Im Reichsschulgefetz müsse die Weltlichkeit des gesamten
Schulwesens der leitende Gedanke sein. Die Schule müsse den Werk¬

unterricht (Arbeitsunterricht) pflegen, denn dieser sei ein wirksames
Mittel zur Berufssindung und gebe die rechte Grundlage zum wirt»
schaftlichen Denken. Angesichts der Wichtigkeit der Berufsschule sei
es ein Zeichen erstaunlicher Einsichtslosigkeit, daß bis heute eine

reichsgesetzliche Regelung fehle. Gleiche Verwirrung herrsche auf
dem Gebiete der Schulaufsicht und Schulvermaltung. Den Gewerk»

schaften erwachse die Aufgabe fördernder Mitarbeit am Berufsschul¬
wesen durch lebendige Fühlungnahme mit dcr Lehrerschaft, durch
Mitwirkung in Vorstünden, Schul- und Fachbeiräten usm.

Der wachsende Kreis der gewerkschastlichen Aufgaben bedinge
eine besondere Schulung der Funktionäre, die künftig tiefgehend und

umfassend in modernen Heimschulen (Bundesschuleu) ersolge» wird.
Diese Gewerkschaftsschulen sollen nicht nur eine Stätte des Lernens

sein, sondern gleichzeitig durch ihr geselliges Treiben, durch besondere
künstlerische und literarische Veranstaltungen u. a. neue kulturelle

Anregungen bieten

In der Entschließung über die Bildungsaufgaben der Gewerk»

schnsten fordert der 13. Gewerkschaftskongreß einen Ausbau des
Volks- und Berufsschulwesens und betont den hohen Wert der eigenen
Bildungsbestrebungen der Gewerkschaften. An der Spitze dieser Ent»

schließung steht der besonders beachtenswerte Satz:, „Die Arbeiter¬

bewegung ist die größte aller bisherigen Kulturbewegungen." Diese
gewiß zutreffende ^Feststellung vervslichtet die Gewerkschasten zu einer

Vertiefung der Bildungstütigkeit.
Ueberhaupt nehmen die Beschlüsse des Hamburger Kongresses

nicht nur eine Erweiterung der Rechte, sondern auch eine Ausdehnung
der Wichten der Gewerkschasten und ihrer Mitglieder in Aussicht.
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Geschichte öes Jentrnwerbanöes öeutscher Konsumvereine.
Von Paul Lange, Berlin.

Am 28. September 1928 jährte sich zum Hunderisten Male der

Geburtstag des Philosophen, Pädagogen und Genossenschafters
Friedrich Albert Lange, des Verfassers der „Arbeiterfrage".
Er hatte in vieler Beziehung das Schicksal eines Vorkämpfers, der

von seiner Zeit nicht verstanden, dessen Bedeutung erst von dcr

Nachwelt erkannt worden ist. Dies gilt namentlich auch für seine
genosseirschastliche» Bestrebungen. Friedrich Albert Lange hatte
schon frühzeitig erkannt, das- die Konsumoerejne sich zur Entfaltung
ihrer Bestrebungen von den Genossenschaften der Kleinhändler und

gewerbetreibenden trennen «nd selbständig machen mußten.
Zu dieser Selbständigmachung der Konsumvereine kam es erst,

als 1902 der Allgemeine Genossenschaftsverband aus seinen Reihen
zahlreiche Konsumvereine ausschloß, die im Jahre 1903 zu einem

Zentralverband deutscher Konsumvereine (ZdK.)
gusammsniraten. Näheres hierüber ist in Heft 7/8 der „AfA»
Wundeszeitung" vom Juli/August 1928 geschildert worden.

Inzwischen ist ein von dem am 3, Juli 1928 verstorbenen ver»

dtenstvollen Geschäftsführer des Zentralverbandes deutscher Konsum»
vereine, Heinrich Kaufmann, verfaßter „Kurzer Abriß
der Geschichte des Zentralverbandes deutscher
Konsumvereine" erschienen, aus dem wir folgendes mitteilen:

Ueber die Aufgaben der Konsumvereine beschloß der konstituie¬
rende Genossenschaftstag zu Dresden 1903:

„Der konstituierende Genossenschaftstag des Zentralverbandcs
deutscher Konsumvereine erklärt mit aller Entschiedenheit als den

einzigen Zweck der kousumgenosfenschastlichen Organisation die

wirtschaftliche Förderung und geistige Hebung, vornehmlich der

Nünderbcniittelten Volksschichten und damit die Steigerung des

Wohlstandes der ganzen Nation. — Auf dem Boden der wirtschaft»
lichen Selbsthilfe stehend, beansprucht er für die Konsumvereine
keinerlei Vorrechte «der staatliche Begünstigung. Ebenso aber muh
er aufs schärfste Protest erheben gegen alle Bestrebungen, die zur
Förderung von Sonderinteressen die Entwicklung der Konsumvereins»
veweg»»g zu hemmen und selbst die Gesetzgebung in den Dienst
derartiger rulturwidriger, allen Grundsätzen der Gerechtigkeit und

des bestehenden Rechts widersprechenden Bestrebungen zu stellen
suchen, — Er erwartet von den Staatsregierungen und Volcsver»

tretungen des Deutschen Reiches, daß sie in Würdigung der gemein»
ikützigen Wirksamkeit der Konsumvereine alle solche versuchten Be»

ßchrünkungen und Ausnahmeregeln ablehnen und das gleiche Recht
vor dem Gesetz auch den Konsumvereinen zugestehen werden."

Der Zentralverband deutscher Konsumvereine selbst hatte im

einzel>»n folgende Aufgaben: s) Die Sammlung und Organisation
der deutschen Konsumvereine und Produktivgenossenschaften zur
Pflege und Wahrnehmung ihrer gemeinsamen Interessen mit ver»

«inten Mitteln und Kräften: b) die Fortbildung der Verfassung und

der Einrichtungen der verbundenen Vereine sowie die Pflege des

»Genossenschaftsrechts und die Förderung des Genossenschaftswesens
im allgemeinen: c) die Förderung des gemeinsamen Wareneinkauss
und Warenbezugs. — Die Zwecke sollten erstrebt wevden durch:
») sreie Besprechungen, Austausch von Erfahrungen, Veranstaltung
von Statistiken: b) Anknüpfung von Beziehungen zu konsumgenossen»
fchasttichen Verbänden: e) Erteilung von Rat und Auskunst in allen

genossenschaftlichen Angelegenheiten an die Verbandsvereine:
o) Förderung aller aus Ausbau des Genossenschaftswesens gerich¬
teten Bestrebungen durch Verbreitung richtiger genossenschaftlicher
.Grundsätze.

In der Zeit von 1903 bis 192S hat der ZdK. Außerordentliches
geleistet. Dies gilt sowohl für die Vertretung der Verbraucherinter»
essen der Gesetzgebung und der öffentlichen Meinung gegenüber als

auch nach innen, d. h. hinsichtlich des Ausbaues der einzelnen Ge»
nossenschasten. Die Konsumgenossenschaften waren naturgemäß von

den Kleinhändlern scheel angesehen. Als gemeinnützige Einrichtun¬
gen wunden sie von der damaligen Gesetzgebung in keiner Weise
gefördert, sondern von ihr nach Möglichkeit gehemmt. Kurz vor der

Gründung des ZdK. hatte der damals ganz im Bann der Klein»

Händler stehende Deutschnationale Handlungsgehilfenverband in
einem Bericht über die „Licht- und Schattenseiten der Konsumver»
eine" (Verlag Siemenroth u. Troschel. Berlin 1900) erklärt:

„Unser Standpunkt ist folgender: Wir haben in den Konsum»
vereinen wirtschaftliche Gebilde zu erblicken, die auf ei n>

fache Menschenrechte begründet sind, die nicht angetastet
werden dürfen. Ein Verbot, auch der Veamtenvereine, lehnen wir

ab, weil wir nicht den Beamten ein Recht nehmen dürfen, das
andere ausüben. Wohl aber sollen wir mit Bedauern die Entwick»

lung der Konsumvereine betrachten lind unseren Einfluß, Mahnung
und Belehrung anwenden, um ihr w«tt«res Wachstum
nach Kräften zu hindern. Auch dürft« den Beamten aus

den bereits angeführten Gründen jegliche Arbeit für die Verein»

untersagt «erden können. Al» Mittel gegen die gar zu gen>Ätig«
Mtuhehming mS« leÄglich et« progressiv« Umsatzsteuer

zu nennen, die auch schon in Sachsen, wenngleich auch init nicht
ausreichender Steigerung nach oben, eingeführt wurde. Auch der

bürgerschaftliche Ausschuß in Hamburg schlägt eine solche Beste»«»
rung vor, ebenso der wirtschastliche Schutzverband in Magdeburg.
Voraussetzung müßte freilich dabei sei», daß die limsatzsteuer von

allen Großbetrieben, die ihre Waren im Kleinhandel unmittelbar
an die Verbraucher absetzen, erhoben würde, dn die anderen großen
Warenhäuser und die Filialgeschäfte, an denen eine „Lich^eite" zu
entdecken scrst unmöglich sein dürfte, noch weit schlimmere Feinde
des Mitttelstandes sind. Eine andere Form der Besteuerung würde

nicht zum Ziel sichren. Wollte man z. B das Betriebskapital be»

steuern, so würde dieses mit Leichtigkeit zu verringern sein. Eine
Steuer nach der Kopfzahl der Angestellten würde diese einer großen
Ausbeutung und Ueberanstrengung aussetzen. Die Einkamnicnsteuer
aber bliebe in den meiste» Fällen wertlos, weil ein Einkommen in
den Konsumvereinen vollständig vcrmicdc» werden taun und die

großen Warenhäuser erfahrungsgemäß entweder gar kein oder nur

geringes Einkommen ergeben, nachdem die hinter ihnen stehende»
Banken ihre Sporteln vorweg genommen habe», , , , Eine
Umsatzsteuer erscheint somit das einzig Richtige,
Der steigende Charakter derselben würde eine Ausartung der Konsum,
vereine in Großhandelsbetriebe verhindern, ohne die eigentliche
Rechtsgrundlage derselben anzutasten."

Eine Umsatzsteuer nuf „wirtschaftliche Gebilde, die auf
einfache Menschenrechte begründet sind", zu verlangen, entsprach
ganz dem Charakter des DHV, Die Konsumvereine haben sich selbst¬
verständlich gegen ihre Erdrosselung gewehrt. Der Zeiitrnlvevbaich
deutscher Konsumvereine erklärte 19OS aus seinem Genosfeiifchaftötag:

„Der in Stuttgart am 19., 20. und 21. Juni 190S tagende zweite
Genossenjchaftstng erklärt jede Art der Bestrebung aus Einführung
einer Umsatzsteuer für Konsumvereine als eine gegen di« zum ge¬
meinsamen Bezug von Lebensmitteln, hauptsächlich der mindrrbemlt»
teilen Bevölkerung angehörenden vereinigten Konsumenten gerichtete
Extrabesteuerung. Die Konsumvereine sind gesetzlich gezwungen,
sich auf den Verkehr mit ihren Mitgliedern z» beschranken. Sind
die Konsumvereine schon ihrer Natur nach nicht zum Gcwerbcbeti'ieb
geeignet, so sind die Konsumvereine durch die gesetzlicheil Vorschrif»
ren geradezu verhindert, gewerbsmäßigen Gewinn zu erzielen. Bei
dieser, den Gewerbetreibenden und Händlern gegenüber gesetzlichen
Zurücksetzung der Konsumvereine ist es schon ungerecht, die als

Rückvergütung an die Mitglieder zur Verteilung gelangende» Ueber»
chüsse zur Besteuerung heranzuziehen. Ein besonders großes Unrecht
st eine jede noch dem Wertbetrage der an die Mitglieder abgegebe»
nen Waren bemessene Umsatzsteuer, und zwar um so mehr ein Un¬

recht, weil eine solche Steuer als eine weitere indirekte Steuer nuf
die notwendigsten Lebensmittel und Gcbrauchegegenstände der
minderbemittelten Bevölkerung wirken muß und dadurch die minder»
bemittelten Volksschichten in der Verbesserung ihrer Lebenshaltung
durch gemeinschaftliche Beschaffung von Lebensmitteln und Ge»

brauchsgegenständen vehiirdert. Endlich kann eine, auch die »ied»
rigste Umsatzsteuer, wenn sie erst einmal im Prinzip angenommett ist,
zu Konsequenzen führen, welche die größten Gefahren in sich schlichen,
da «ine solche am ehesten zu einer Erdrosselungssteuer umgestaltet
werden kann. Aus diesen Gründen protestiert der zweit« Genosseik
schaftetag des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine gegen jede,
Umsatzsteuer."

Im ehemaligen Königreich Sachsen sind die Konsunivereiiie tat<
sachlich durch Umsatzsteuern behindert morden, in Preuße» wurden
bis zum Jahre 1919 ihrer Entwicklung dadurch Schwierigkeiten in
den Weg gelegt, indem man sie zur Wareuhnussteuer heranzog,
wenn sie ihr Tätigkeitsgebiet über den Vertrieb dcr cigciitlichen
Lebensmittel hinaus erstreckten. Die Gegner der Konsmnuereine ver»

suchten nicht nur die Konsumvereine steuerlich zu bedrücken, sondern
versuchten auch, sie zu politischen Organisationen zu
stempeln und mißliebig zu machen. Der im Juni 1908 zu Eisenach
abgehaltene Genossenschnftstng erklärte daher in einer Enischließungt

„Die Gegner der Konsumgenossenschaften suchen dic Kcnisum»
geiiossenfchaftsbemegung dadurch zu schädigen, daß sie behaupte», die

Konsumvereine seien sozlaldemokrntische Organisationen. Ein Beweis

für diese Behauptung wurde noch von keiner Seite erbracht, —>

,.. Der fünfte ordentliche Genossenschaftstag des Zentraloerbandes
deutscher Konsumvereine vom 22. bis 24. Juni 1908 in Eisennch
erhebt gegen diese Verdächtigung in entschiedenster Weise Protest.
Er stellt fest, daß seine Ziele nie andere waren, als eine wirtschaft»
liche Kräftigung und Hebung der materiellen Lage seiner Mitglieder
unter Beobachtung feiner Unabhängigkeit und Neutralität gegenüber
allen politischen Ueberzeugungen und religiösen Bekenntnissen der

einzelnen."
Der Gedanke der konfumgenosseuschastlichen Oraanisntionen fand

unter den Verbrauchern immer mehr Boden, so daß alle Angriff«
gegen die Konsumvereine unwirksam waren. Auch die dein Zentral»
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verband deutscher Konsumvereine nahestehende Großeinkaufs-Gesell»
jchast deutscher Konsumvereine (GEG.) erstarkte immer mehr: die

Konsumvereine deckten ihren Bedarf in steigendem Matze durch sie,
so datz diese immer mehr zur Eigenproduktion übergehen und ständig
mehr solcher Waren selb st erzeugen konnte, die von den organi¬
sierten Verbrauchern verlangt wurden. Der Gcnossenfchaftstag des

Zentralverbai des deutscher Konsulnvereine vom Juni 1908 konnte

seststellen, datz die Grotzeinknufsgesellschaft deutscher Konsumvereine
eine B a n k a b t e i l u n g sich angliedern werde, um eine

organisatorische Behandlung des koiisumgcnofseiischnfttichen Geld¬
wesens herbeizuführen. Dieser Ecnosfeuschaflstng empfahl den Kon¬

sumvereinen dringend, von dieser Einrichtung dcn ausgiebigsten Ge¬

brauch zu machen, mit dcr Bcmkabteiiung der Grotzeinknufsgcsell-
schuft in Kontokorrentverkehr zu treten und überschüssige oder zeit»
wcilig mützige Kassenbestände bei der Bankabteilung der Großein-
knufsgesellschnfk zu hinterlegen. Dns Ziel der Organisation des Bnnk-
lmd Kasfcnweseiis dcr Konsumvereine war die unbedingte Bar¬

zahlung gegenüber den Lieferanten und die sichere und zugleich auch
liquide Anlegung eines entsprechenden Teiles der von den Mit¬

gliedern anvertrauten Spareinlage».
Auf diese Weise wurde die Genossenschastsbewegung innerlich

immer mehr gefestigt. Diese Festigung kam auch zum Ausdruck durch
einen Beschluß des Genosscnschnftstoges vom Jahre 1919 in München,
durch den zur Förderung des konsumgenosscnschaftlichen Fort-
bildungsimierrichts ein Unterrichtsfonds gegründet wurde. Im Jahre
1911 wurde die Fortbildungskommission des Jen»
tralverbandes deutscher Konsumvereine gegründet.

Wenige Jahre vorher war es der Großeinkaufsgefellfchaft deut¬
scher Konsumvereine möglich gewesen, dem preistreibenden Vorgehen
der Marke »artikelfabrikaiiten cntgegenzutrete». Die

Grotzeinkaufsgesellschaft wnr aufgefordert worden, einen Revers zu
unterschreiben, durch den sie sich verpflichtete, Markenartikel nur an

solche Konsumvereine weiter zu verkaufen, die ihrerseits die Ver¬

vslichtung eingehen würden, die von den Markenartikelsabriknnten
festgesetzten Verkaufspreise nicht zu unterbieten. Die Kon¬
sumvereine rüsteten sich daraufhin, für die Markenartikel Ersatz¬
waren einzuführen. Der Abwehrkampf war erfolgreich; denn im
Januar 1908 erhielt die Grotzeinkaufs-Gesellschaft vom Verbände der

Martenartikelfabritanten die Mitteilung, „daß laut Beschluß des
Verbandes das Verkaufsverbot über ihre Firma ausgehoben ist".

Für die Zielsicherheit des Zentralverbandes deutscher Konsum¬
vereine zeugt der Beschluß des Genossenschaftstages vom Juni 1997
in Düsseldorf, durch den den Konsumgenossenschaften aufs dringendste
empsohlen wurde, alle Versicherungen gegen Unfall, Hast¬
pflicht, Feuerschaden, Cinbruchsdiebstahl, Glasschaden, Wasser»
leitungsschaden und dergleichen nur durch das Sekretariat des

Zentralverbandes deutscher Konsumvereine bei den durch dasselbe
empfohlenen Versicherungsgesellschaften abzuschließen. Hieraus ist —

insolge mancherlei Schwierigkeiten allerdings erst nach der In»
slation — die Feuervcrsicherungs-Aktiengesellfchaft Eigenhilfe
entstanden.
Der Genosfenfchaftstag vom Juli 1911 in Leipzig beauftragte den

Vorstand und Ausschuß des Zentralverbandes deutscher Konsum»
vereine, der Frage der ollgemeinen Volksversicherung ihr Augen¬
merk zuzuwenden und in Verbindung mit der Generalkommission
der Gewerkschaften Deutschlands Maßnahmen zu treffen, die ge¬
eignet sind, denjenigen Mißständen, die sich aus der Handhabung des

Volksverficherungswesens durch gewisse Kapitalgesellschaften ent¬
wickelt haben, entgegenzutreten. Aus diesem Beschluß ergab sich die

im Jahre 1913 entstandene Gewerkschaftlich-genossenschaftliche Ver»
sicherungs-Attiengesellschast B o l k s f ü r f o r g e.

Die Kriegszeit und die Inflationszeit brachte für de» Zentral»
verband deutscher Knnsumvereine und für die Großeinkaufs-Gesell»
schnft deutscher Konsumvereine naturgemäß mancherlei Schwierig¬
keiten, die aber im großen uud ganzen gut überwunden worden find.
In de» folgenden Jnhre» sind sodann beim Zentrnlverbniid deutscher
Konsumvereine und der Grotzeinkaufs-Gesellschaft deutscher Konsum¬
vereine besondere F n ch b e r a t u n g s st c I l e n sür d i e B n u »

arbeiten, die Bäckereien, die Fleischereien usw.
der einzelnen Konsumvereine errichtet morden.

Vorstand, Ausschutz und Gencrnlrnt des Zentralverbaudes deut¬
scher Konsumvereine erklärte» im Mai 1925 in Chemmtz: „Die g e -

n o s s e n s ch n f t l i ch e Eigen produktiv il ist eine wirtschaft¬
liche Notwendigkeit für die Konsumvereine uud für dic Groszein-
kaufsgesellschast. Um den höchsten wirtschaftlichen Nutzen zu erreichen,
ist es zweckmäßig, eine Arbeitsteilung in der Weife vorzunehmen,
daß die Eigenproduktion für die örtliche Bedarfsdeckung,
insbesondere in Lebens- und Genußmittel», de» Konfumvereinen
und die Eigenproduktion für die Bedarfsdeckung
von Gebrauchsgegenständen aller Art sür die gesamten
Konsumvereine der Grotzeinkaufsgesellschaft Deutscher Kousumvereine
m, b. H. obliegt."

Der Genossenschnftstag vom Juni 192S erklärte noch einmal
grundsätzlich: „Die Grundlage der Konsumgenossenschaften sind ihre
Mitglieder, von deren genossenschaftlicher Beteiligung der Bestand
und der Ersolg der Organisationen abhängen. Wahrung dcr Inter¬
essen der in ihnen organisierten Verbraucher ist daher der Zweck der
Konsunigenofsenfchaften, Dementsprechend decken die Konsum-
oenossenfchaften den Bednrs ihrer Mitglieder und produzieren beim
Uebergange zur Warenherstellung nur für diesen Bedars. — Jedes
Hinaustreten aus dem Kreise der Genossen in die unberechenbare
und unzuverlässige Masse der der Organisation gleichgültig oder un-

ficundlich Gegenüberstehende!! bedeutet das Verlassen der durch
Wefen und Zweck der Genosfenschaft bedingten gefunden Beschrän¬
kung und damit ihrer sicheren Grundlagen, verführt zur Anwendung
der spekulativen Methoden des privatkapitalistischen Konkurrenz¬
systems auf Kosten der Entwicklung des Bedarssdeckungssystems und
verwischt dic Grenzen zwischen beide» nicht nur in den geschäftlichen
Gepflogenheiten, sondern auch im Urteil und im Empfinden der Ge¬
nossenschaftsmitglieder. Die unvermeidliche, gefährliche Folge
etwaigen Abweichens von der festbegrenzten genossenschaftlichen
Grundlage ist das Schwinden dcr unentbehrlichen Treue des ein¬
zelnen Genossen gegenüber seiner Genossenschaft und der einzelnen
Genossenschaft gegenüber den gemeinsamen Einrichtungen. — Aus
grundsätzlichen genossenschaftlichen Erwägungen muß daher die Be¬
schränkung der Warenabgabe auf de» Kreis der Genossen und der
Warenherstellung auf den genossenschaftlich organisierten Bedars ge¬
fordert werden. Stellerrechtliche Bedenken spielen daneben gegen¬
wärtig eine sehr wichtige und nicht zu unterschätzende Rolle. — So¬
weit aus irgendwelchen Gründen, zum Beispiel bei Uebernahme
nichtgenossenschastlicher Unternehmungen, Abweichungen von der.
grundsätzlich gebotenen Beschränkung erfolgt sind, muß die Zurück-
ftihrung beziehungsweise Uebcrführung in die rein genossenschaftliche
Vetriebssorm angestrebt werden,"

Diese klaren und zielsicheren Grundsätze waren die Vorbedin¬
gungen für die bisherige erfreuliche Entwicklung des Zentralver»
bcmdes deutscher Konsumvereine und sie werde» es auch in Zukunft
sein.

Volksbühne unö Gewerkschaften.
Von Dr. Nestriepke, Berlin.

Für jeden denkenden Angestellten ist es heute selbstverständlich,
daß er sich einer gewerkschaftlichen Organisation anzuschließen hat,
damit seine Interessen im wirtschaftlichen und sozialen Kamps ver¬

treten werden.

Aber der arbeitende Mensch, und besonders der Mensch unserer
Tage, braucht nicht nur eine Besserung seiner sozialen und wirt»
schriftlichen Lage. Hand in Hand mit dem Ringen um seinen
Anteil an den Erträgnissen seiner Arbeit muß ein Ringen um

größeren Anteil an den kulturellen Gütern gehen, die seinem Leben

Inhalt, seinem Dasein Wert und Bedeutung verleihen.
In einer Zeit ständig zunehmender Mechanisierung der Berufs¬

arbeit braucht jeder, der mehr als nur dahinvegetieren will, vor

allem auch gelegentlicher Stunden, die sestliche Erhebung über den

Alltag bringen, Menschen und Dinge von einer höheren Warte

zeigen, die seelischen Kräfte des Begreifens und Verstehens lockern
und aus solcher Lockerung heraus neue Antriebe zum Kamps sür
die großen Ziele einer Höherentwicklung der Menschheit wachsen
lassen.

Solche Stunden aber vermittelt nichts gleich sicher und stark wie
das Erlebnis eines großen Kunstwerks. Und kein Kunstwerk wird
die Gesühle starker aufwühlen als eine Dichtung, die durch Regisseur,
Bühnenbildner und Darsteller zu lebendigstem, buntem Leben er»

weckt wird. Sportliche Wettkämpse, Kino, Radio, auch sie mögen
erregend wirken, mögen Anregungen bieten, Erlebnisse schassen; so
mächtig wird doch nichts von alledem den inneren Menschen ergreisen
wie das Theater, das Bild und Wort vereint, den handelnden, leiden¬
den Menschen in vollster Unmittelbarkeit bietet und nicht nur äußeres
Geschehen zeigt, sondern die innersten Triebkräfte des Handelns
bloßlegt.

Es gilt, denen, die sich in harter Fron tagaus, tage!» in Werk¬

statt und Kontoren mühen, es gilt, den breiten Massen der Werk¬

tätigen mehr als bisher all das zu erschließen, was das lebendige
Theater bieten kann. Das aber heißt dann nicht nur, den Theaterbesuch
verbilligen. Es bedeutet auch, denen, die bisher ohne nennenswerten

Einfluß auf die Arbeit, die Programmgestaltung, die Zielsetzung der

Theater waren, einen stärkeren Einsluß auf ihre Führung zu sicher«.
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Es bedeutet, eine neue Verbindung zwischen arbeitenden Massen und
Bühne herzustellen, die fich auch schöpferisch auf die weitere Ent»
Wicklung des Theaters auswirkt.

Die Möglichkeiten der Gewerkschaften, zwischen den von ihnen
erfaßten Massen und dem Theater eine solche Verbindung herzu»
stellen, sind beschrankt. Diese Ausgabe verlangt besondere Krast»
entfnltung und besondere Einrichtungen; sie benötigt einen Ausbau
der Organisation von anderer Gestaltung, als sie der Kamps um den

Arbeitsoertrag ersordert. Wie die Gewerkschaften den politischen
Kampf den Parteien, die Sorge für eine rationelle und billige Ver»

sorgung der Massen mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen
den Konsumgenossenschaften überlassen, so ergibt sich für fie die Not»

weudigkeit, auch den Kampf um eine verstärkte Anteilnahme des
Heeres der Arbeiter und Angestellten am Theater einer anderen

Bewegung anzuvertrauen.
Diese Bewegung ist seit langem da. Schon hat sie auch viele

Hunderttausende in ihren örtlichen Organisationen vereinigen können,

Schon errang sie Macht und Ansehen. Aber sreilich: noch müssen
sich Hunderttausende neuer Mitglieder zu ihr finden, wenn sie in

der Lage sein soll, die Ziele, die sie sich gesetzt hat, voll zu verwirk»
lichen.

Es handelt sich um die deutsche Volksbühnenbewegung.
Aus dem erwachenden Proletariat herausgewachsen, sieht sie heute
wie je ihre wesentliche Aufgabe darin, den werktätigen Massen zu
dienen, ihnen ein reiches Maß von dem zu sichern, was Kunst und

Theater an Erhebungen und Impulsen den Menschen schenken
können. Die Volksbühnenorganisationen, die im Verband der deut¬

schen Volksbühnenvercine zusammengefaßt sind, dienen keiner Partei
und stehen außerhalb des politischen Kampscs. Sie wollen in ihren
Darbietungen alles zu Worte kommen lassen, was künstlerisch wert¬
voll und sür Menschen unserer Zeit bedeutsam ist. Sie wollen dcm,
wns vergangene Zeiten, vergangene Kulturepochen an großen Werken
hervorbrachten, treue Psleger sein. Sie verneinen auch nicht das, was

leicht und Heitor, im wesentlichen nur eine Stunde froher Unterhaltung
bieten will. Aber neben dem, wns die Vergangenheit nn bedeutenden
Werken schus, soll stärker, als es im allgemeinen üblich ist, auch
das Neue und Junge eine Stätte finden, auf der es für seine Ideen
und Formen werben kann. Und das Nur-Unterhaltsame soll zurück¬
treten hinter Werken, die das Innerste packen und aufwühlen, in die
Tiefen der menschliche» Seele leuchten und wertvolles Wissen um

die Probleme der Zeit vermitteln. Im Vordergrunde soll immer
stehen, was der Gemeinde der Zuschauer und Zuhörer neue Ein¬
blicke in das Wesen der Menschen und Dinge gibt und den Blick zu¬
gleich hinlenkt aus die Ideen einer neuen Gemeinschast, einer neuen

gesellschastlichen Ordnung, in der sreie Menschen ihre Kreiste frei
entfalten können.

Die Volksbühnengemeinden wenden sich an jedermann, der im
Theater mehr sieht als eine bloße Stätte seichten Amüsements, der
in ihm ein Werkzeug erkennt zum Aufbau einer neuen Gemeinschafts-
kultur. Sie verlangen von denen, die sich anschließen, eine gewisse
Bindung: die Verpachtung, in bestimmten Zwischenräumen, meist
ein- bis zweimal monatlich, an einer Theatervorstellung teilzunehmen,
die von der Organisation geboten wird. Sie verlangen die Jnne-
haltung bestimmter Besuchstage und die Hinnahme der Stücke, die
an ihnen gespielt werden. Aber sie sammeln keine Abonnenten,
Sie machen diejenigen, die sich anschließen, selbst zu den Trägern
aller Veranstaltungen. Die Gemeinschast aller wählt die leitenden
Organe der Organisation und bestimmt durch sie, wie oft gespielt
werden soll, was von den Mitgliedern für die Vorstellungen zu ent¬

richten ist und schließlich auch im Rahmen des technisch Möglichen,
welche Werke zur Vorführung kommen sollen.

Im Mittelpunkt der Darbietungen wird immer stehen müssen,
was ein Theater mit beruflich geschulten Krästen zu bieten vermag.
Vereinzelt freilich nur wird es einer Organisation möglich sein,

einen eigenen Thentcrbetrieb zu unterhalten. In der Regel wird
sie sich dnrnuf beschränken müssen, einzelne Vorstellungen eines
Theaters zu belegen, das vo» einer anderen stelle, einen, Privat¬
unternehmer, oder einer össentlichen Instanz unterhalten wird, also
nicht lediglich dcr Volksbühnengcmoiiide dienstbar ist. Aber auch in
solchen einzelnen Vorstellungen wird es möglich sein, etwas zu
bieten, was die Darbietungen vor dein Durchschnitt der andcre»
auszeichnet. Hinzu tritt die Möglichkeit, daß die Orga»isatiu»c,>
verschiedener Städte sich vereinigen, um gemeinsam Träger einer
Wanderbühne i» eigener Regie zu werden. Die im Verband der

deutschen Volksbühnenvereine zusainnieiigeschlofsencn Theaterge»
meiuden sind heule bereits Besitzer von sechs eigenen Wanderbühnen.
Die starke Organisation einer Großstadt schließlich wird auch für sich
allein ein ständiges Theater unterhalten tonnen. Die Berliner
Volksbühne ist, gestützt aus ihre 1L0NV0 Mitglieder, schon seit Jahre»
Besitzerin eines eigenen Hauses uud Unternehmerin eigener Betriebe.

In jedem Fall ermöglicht es dic Verpflichtung der Mitglieder
zu geregeltein Theaterbesuch jeder Volksbühneiiorganisation, eine
Planwirtschaft durchzuführen, die dcn Theaterbesuch wesentlich ver¬

billigt. Es wird möglich, die Zahl der Vorstellungen genau dem
Bedars anzupassen oder, mit anderen Worten, die Ausführung stets
vor vollbesetzten Häusern stattfinden zu lassen. Es wird zugleich
möglich, das System der gcstasfeltcn Plätze und Preise zu ersetze»
durch ein anderes, demokratisches: alle Mitglieder zahlen der Or¬
ganisation vor jeder Vorstellung oder von Monat zu Monat den
gleichen Beitrag, und diese läßt unter ihnen die Plätze von Vor¬
stellung zu Vorstellung wechseln. Keiner hat mehr nuf Grund seines
größeren Einkommens das Privileg besserer Plätze; eine Gemein¬
schaft Gleichberechtigter erlebt das Kunstwerk,

Was die Volksbühne» sind und leiste», bedeutet dc» Slnsang
eines von Grund aus neuen Theaters: an die Stelle des Einzel-
verlrags zwischen Platzknufer und Theaterunternehmer setzen sie de»

Kollcktivvertrag einer organisierten Masse, der dcn Besuchern neue

Rechte, neuen Einfluß schafft. An die Stelle eines nach geschäft¬
lichen Prinzipien betriebenen Theaters fetzen sie Vorstellungen,
hinter denen der geiiossenschnstliche Gedanke sieht. Einer Produktion

.von Vorstellungen, die gleich Waren auf offenem Markt feilgeboten
werden, stellen sie das Prinzip einer Bedarfsdeckungswirtschnft ent¬

gegen, die das Risiko des Thcaterbetriebs aufhebt. Nicht mit Un¬
recht hat man die Volksbühnen ein Stück lebendig gewordene»
Sozialisnilis genannt. Zugleich bedeutet ihre Wirksamkeit eine m>

freien Theaterbesuch unmögliche ständige Schulung der Theater¬
besucher. Aus dcm Recht der Mitwirkung bei der Verwaltung und

Programmgestaltung des Theaters erwächst ein neues Gemeinschafts¬
gefühl zwischen Publikum und Bühne, auch ein Gesühl neuer Vcr-
aiitwortlichkeit dcr Besucher für das, was ihnen das Theater bietet.
Kein Zweifel, daß diese neue Verbindung zwischen Massen und

Bühne auch die künstlerischen Kräste neu befruchten wird. Dichter
und Darsteller müssen neue Anregungen, neue Antriebe gewinnen.
Eine neue Tbcitcrtultur dämmert herauf, die wieder wie in früheren
Blütezeiten des Theaters dem Leben des Volkes höchste Werte schenkt.

Dies alles muß es den Gewerkschasten nahe legen, ihre Mit¬
glieder cmszuforder», daß sie sich in die Volksbühncnbewegung ein¬
reihe». Aber auch von sich aus muß jcder denkende Angestellte zu
der Einsicht komme», daß sei» eigenes Iiitercssc ihm die Emgliedc-
ru»g in eine Volksbühne empfiehlt. Und nicht mir darauf in»» es

cmkommen, daß sich der einzelne eine Mitgliedskarte erwirb! und die
ihm zugewiesenen Vorstellungen besucht. Aus dem Mitglied muß
überall der Mitarbeiter werden, der auch andere zu gewinnen sucht,
der aktiven Anteil nimmt an der Programnigestaltung und der Ver¬

waltung der Organisation, Gewerkschafter heraus! Helft mit,
die Volksbühnenbemegung so machtvoll auszugestalten, dnß sie eben¬

bürtig neben den Gewerkschaften steht.

renz LAS.
Von Martin Hirschseld, Berlin,

I» einem sehr starken Druckhest erstattet der Direktor des Inter¬
nationalen Arbeitsamtes, Thomas, seinen Bericht an die 11. Tagung
der Internationalen Arbeitskonserenz, Bei den verschiedenen Be¬
ziehungen, die sich zwischen den freien gewerkschaftlichen Organi¬
sationen der Arbeiter und Angestellten »nd dieser offiziellen gemein¬
samen Vertretung der Arbeiterschaft in den verschiedenen Ländern
naturgemäß ergeben, ist es mohl vo» Interesse, auszugsweise auf
den Hauptinhalt dieser Druckschrist einzugehen. Im Gesnmtaufbau
der Organisationen hat sich im Jahre 1S27 keine Aenderung voll¬
zogen. Keiner der Staaten, die bisher außerhalb des internationalen
Arbeitsamts standen, ist inzwischen neu beigetreten, dagegen
hat sich das Verhältnis zu einigen Staaten, die aus dem Völker-
bund austraten und auch glaubten, aus dem Internationalen
Arbeitsamt austreten zu müssen, inzwischen wesentlich ge-

bessert. Die Rechtsfrage, ob Lander, die aus dem Völkerbund aus-,

scheiden, öninit auch gleichzeitig aus der Internationalen Arbeiter¬
organisation ausscheiden müssen, verneint der Bericht und begrüßt es
mit Freude, daß Brasilien und Spanien Wert darauf gelegt haben,
Mitglied dieser Organisation zu bleiben. Beide Länder scheinen
übrigens ja auch zum Wiedereintritt in den Völkerbund bereit zu
sein. Die Mitgliedschaft dcr dcm Völkerbund «»gehörigen Staaten
ist nach Angabe dieses Berichts in stärkerem Maße effektiv ge¬
worden, nls es früher dcr Fall war. Länder, die bis dahin in Genf
kaum eine ständige Vertretung unterhielten, wie Kanada, Ungarn,
der irische Freistaat und andere haben inzwischen eine solche ein<

gesetzt. Besonders freudig begrüßt der Bericht die stärkere Beteili»

gung der Vereinigten Staaten. Insbesondere hat ein Verband, g«
nannt XXtK centur)- ?unä, die wissenschaftliche Arbeit der Org<«
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nisatio» dadurch mNerstützt, daß er einen erfahrenen amerikanischen
Ingenieur nach Genf entsandte. Dadurch ist das Forschungsinstitut
des Internationalen Arbeitsamts in die Lage gesetzt morden,
wertvolle Unterlagen in bezug auf bet) technischen Fortschritt der

Vereinigten Staaten zu erlangen. Aber auch an wichtigen inter¬
nationalen Angelegenheiten haben sich die Vereinigten Staaten be»

teiligt. So nahmen sie an der Konferenz zur Einschränkung der

Seerüstung teU. Ebenso rühmt der Bericht die Beteiligung der Ver¬

einigten Staaten am Werke der Wirtschaftskonferenz uud die Be¬

teiligung einer hervorragenden und einflußreichen Delegation dazu.
Mit Recht stellt sich der Bericht »günstig zum Verlauf der panamerika¬
nischen Konferenz. Der Präsident dcr Bereinigten Staaten habe bei

der Erössnung ausgesührt, daß die Konferenz ausschließlich der Er¬

örterung der amerikanischen Interessen gewidmet sei und keinen Ge»

«ensatz zu irgendwelchen anderen Organisationen der Weil iu sich
schließe. Die Haltung der Vereinigten Staaten scheint darauf hinaus
zu laufen, dem Völkerbund, von dem ja das Internationale Arbeits¬
amt ressortiert, in allen nichivoMschen Fragen Unterstützung zu ge¬

währen.
Ein sehr breiter Raum wird dem Verhältnis des Internationalen

Arbeitsamtes zu Rußland und den damit im Zusammenhang stehen¬
den Fragen der russischen Wirtschaft gewidmet, insbesondere der

Frage, ob die russische Arbeiterbewegung eine Politik mit doppeltem
Boden gegenüber dein Internationalen Arbeitsamt verfolge. Eine

Reihe von Kundgebungen der russischen Regierung, die sich ja als

Exponent der russischen Arbeiterbewegung fühle/weise auf einen

freundschaftlichen Standpunkt gegenüber dem Arbeitsamt hin, auf
der anderen Seite nehmen die offiziellen Kreise Rußlands häufig
eine sehr seindselige Haltung ein. So hat gelegentlich der Tagung
dcs Vcrwaltungsratcs in Berlin die „Internationale Arbeiterbewe¬

gung" geschrieben!
„Das Internationale Arbeitsamt leidet an greisenhafter Im»

potenz. Leider solgen aber im Westen noch große Proletarier¬
massen blind ergeben falschen Führern, wie Jouhaux, Oudegeest,
Macdonald usw.. welche die Arbeiter mit allen Mitteln über»

zeugen wollen, daß das Internationale Arbeitsanu ... die Be»

freiung des Proletariats ermöglichen würde."

Entscheidend ist wohl für das Verhältnis Rußlands zum Jnter»
nationalen Arbeitsamt die Erklärung, die der Präsident der Dele»

gation Ossinski auf der Internationalen Wirtschaftskonferenz
abgab. Sie lautet:

„Dieser Gegensatz beweist an sich noch nicht die Notwendig»
keil des Kampfes. Der Gegensatz zwischen zwei unvermeidlich
eine Zeitlang nebeneinander bestehenden Wirtschaftssystemen
schließt keineswegs die Möglichkeiten praktischer Verständigung
aus, sondern läßt sie durchaus zu."
Rußland will also aus der Vereinsamung heraus, in der es sich

gegenüber der internationalen Gesamtheit befindet. Die Gründe

hierfür sieht der Bericht in der Wirtschaftslage Rußlands, die eine

Verbindung mit anderen Staaten und eine Rücksichtnahme auf ihre
Einrichtungen erforderlich macht. Diese Wirtschaftslage hat sich in

mancher Beziehung nach den Angaben dieses Berichts erheblich ver«

bessert, doch bleibt bestehen ein Mißverhältnis zwischen den Preisen
der Landwirtschaft und der industriellen Produkte, infolgedessen
Sowjetrußland sich nicht aus den inneren Markt beschränken kann,

sondern mit dem Ausland Handel treiben muß.
Die sehr ausgiebige Behandlung der russischen Wirtschaft steht

im Gegensatz zu einer außerordentlich knappen Behandlung der

mindestens ebenso interessanten italienischen Sozialpolitik. Hier
werden die wirtschaftlichen Verhältnisse fast vollständig unerörtert

gelassen: dagegen heißt es an einer Stelle wörtlich:

„Unsere beteiligten Dienstgruppen haben beobachtet, wie sich
allmählich die Eingliederung der werktätigen Bevölkerung Italiens

in die verschiedcnen Berufsverbände vollzogen hat. Sie haben
auch die Lösung beobachtet, die man den heiklen Fragen der

Geistesarbeiter, der HandwerkerverbLnde, der Genossenschaften,
der Pächter und Kleinbauern im Rahmen der Neuordnung ge»

geben hat."
Es überrascht, daß dieser Bericht nirgends sich die Frage vorlegt,

wie denn diese politischen Maßnahmen und die Einordnung der

Arbeiterschaft in die faschistischen Organisationen wirtschaftlich
auf das Land und sozial auf die Arbeiterklasse gewirkt haben.
Die Einordnung ist ja bekanntlich eine zwangsweise gewesen
und wenn heute die in Italien verbliebenen und dort wirkenden

Führer der Arbeiterschaft aus der Not eine Tugend machen und

das „korporative System" scheinbar auch freiwillig anerkennen, so
können wir darum noch nicht überzeugt sein, daß dieses System für
eine modern gerichtete Arbeiterschaft auch nur irgendwie er¬

träglich sein könnte.

Von den Beziehungen des Internationalen Arbeitsamtes zu bett
Kewerkschaftlichcn Verbäiiden sei erwähnt, daß das International«
Arbeitsamt mit den gewerkschaftlichen Verbänden in China, in Japan,
in Indien und in Australien sehr gute Beziehungen uMerhält. Die
Begründung eines australischen Gewerkschaftsrates wird begrüßt,
libenso der steigend« Vinfluß dtt Arbeitsbunde» in VatMna aus da«

soziale Leben. Auch die neu« Zentrale der ägyptischen Arbeiter»

vewegung Hot i«schlvssen, enge Verbindung mit dem Jdternatimmlen

EewerkschaftsbuiÄ aufzunehmen. Sehr knapp kommt gegenüber
diesen Berichten von Bezichungen zu den ArbeZterHemertschast«!. die

AngestelltenbeweguW fort.
Die Zahlen, die für die Organisationen der Privatangestellten

gegeben werden, sind:
Für den Internationalen Bund der Prwstairgestellten (frei-

gewerkschaftlich) 73g VV0 Mitglieder,
^

für den Jinernattonalen Bund Christlicher AngeftellteiWervünde
SOv ooo Mitglieder und

für den Internationalen Bund nentraler AngMellK.wrsani»
fationen 3S0000 Mitgliedern, dazu kommen noch Einzelangestellten-
Ovganisationen für bestinnnte Gewerbe.

Eigenartig ist die Abgrenzung, die in vielen Ländern zwischen
geistigen Arbeitern und Privat« »gest eilten zu machen
versucht wird. Der Bericht kommt zu dem Resultat, daß diese Ab¬

grenzung nicht immer einwandfrei möglich sei, hält sie aber trotz»
dem für nicht ganz wertlos. Der Bericht rühmt, daß alle diese Orga»
nisationen gute Beziehungen zum JMernationalen Arbeitsamt unter¬

halten. Insbesondere der Internationale Bund geistiger Arbeiter

fordert nachdrücklich zum Anschluß der geistigen Arbeiter an das

Werk und Wesen des Internationalen Arbeitsamts auf.
Im zweiten Hauptabschnitt wird der Versuch gemacht, die Er¬

gebnisse, die das JMernationale Arbeitsamt im vergangenen Jahre

erreicht hnt, gewissermaßen statistisch zusammenzufassen. Eine Reihe
von Tabellen »lehren über das Schicksal der „Uebereinkommcns-
entwürfe", welche das Amt oder die Konferenz ausgearbeitet hat.

Aus diesen Tabellen geht lzervor, wann und ob die einzelnen Lan¬

der diese betreffende» Entwürfe ratifiziert haben, ob diese Ratifi¬

zierung eine bedingte oder unbedingte war und im ablehnenden
Falle, welche anderen Beschlüsse zu derselben Frage in de» ein¬

zelnen Ländern gefaßt worden sind. Wir erwähnen von diese«

Uebereinkonmkenseiitwürfsn die cniöauernd nn Vordergrund der

Interessen stehenden über die Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit, Mutter»

schuft, Nachtarbeit von Frauen, Nachtarbeit der Jugendlichen,. Ar«

i^tsloseneMschädigung bei. Schiffbruch. Kurz und gut, «ine gailZe

Reihe von Arbeiterfragen sind durch solche U«bÄ«nkommen«ent¬

würfe zu regeln versucht worden. Aber die Zahl der unbe«

dingten Ratifizierungen bleibt eine sehr dürftige.
Eine zweit« Reihe von Tabellen bringt Vorschläge der einx

zelnen Staaten, die auf den vermiedenen Tagungen «er Arbeits»

konferenzen gemacht worden sind. Diesen beiden Tabellen, die nach
der Materie angeordnet sind, ist ein« dritte Tabelle zugeordnet,
die die RaWzierungen nach den Ländern registriert. Deutsch»
land, das uns ja vorwiegend interessiert, hat z. B. solgende
Uebereinkommen ratifiziert: Arbeitslosigkeit, Beschäftigung der

Frauen vor und nach der Niederkunft: Stellenoermittlung für See»

leute: Vereins- und Koalitionsrecht: Landwirtschaft, Entschädigung
der Landarbeiter bei Arbettsunfällen: Kttmkemversichenmg, Gewert»

und Handel: Krankenversicherung, Landwirtschost.
Der Gesamteindruck ist, daß durch diese verschiedenen Ratist»

zierungen die Sozialpolitik bisher noch nicht allzusehr gefördert
worden ist. daß aber immerhin man sich allmählich daran gewöhnt,
die Bestrebungen des Internationalen Arbeitsamts ernst zu

nehmen. Es ist ja unleugbar, daß die Sozialpolitik noch auf
lange Zeit in stärkerem Maße durch die staatlich begrenzten Vrgani»
sationen gesördert werden wird als durch internationale Kräfte.

Selbst der Achtstundentag, der der Arbeiterschaft aller Länder

fraglos am meisten am Herzen liegt, ist ja bisher nur von sehr
wenigen Staaten bedingungslos ratifiziert worden. Der Kamps,
den England für eine Revision des Washingtoner Abkommens

führt, ist bekannt genug. Ueber diese Schwierigkeiten und Kämpf«
berichtet Thomas in einem sehr ausführlichen Referat, auf das wir

in den Einzelheiten nicht eingehen können. Mit Recht spricht er

von einem Leidensweg des Achtstundentages. Was

Deutschland anbetrifft, so konnte der Berichterstatter das Wahl»
resultat natürlich noch nicht mit berücksichtigen. Der Bericht er»

wähnt jedoch eine Aeußerung des Reichsarbeitsministers Dr. Brauns,
daß das Borgchen Großbritanniens Deutschland keineswegs
hindern dürfe, das auf der Grundlage des Achtstundentages auf»
bauende Arbeitsschutzgesetz, deren Beratung im Reichsrat seinem
Ende entgegengeht, weiter zu verfolgen. Der neue Reichsarbeits«
minister wird bekanntlich die unbedingte Ratifizierung des Washing>
toner Abkommens vorschlagen.

Die Lektüre des Buches kann wegen der Aufrollung wirtschaft«
licher und sozialpolitischer Probleme im weitesten Umfange durchaus

empfohlen werden. Es dürfte den freien, von der Arbeiterschaft selbst
geleiteten internationalen Organisationen schon wegen der Beschränkt»

heit ihrer finanziellen Mittel doch schwer fallen, etwas gleichartiges
zu bieten. Die Arbeiterschaft anderer Länder Ist so auch daran

interessiert, daß auch in den Landern mit vorlSustg noch schmacher

gewerkschaftlicher Organisation Berichte «ber den Stand der

Arbeiter und ihre B^iehriiigen zum Wirtschaftsleben des betreff««
den Sandes geschaffen U»d Fortschritte angebahnt werden.
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Hetze gegen öie Heraussetzung öerpsiichwersjcherungsgrenze
in öer Angestelltenversichem^

Von Bernhard Göring, Berlin,

Durch Verordmmg des Reichsarbeitsministers vom 13. August
dieses Jahres, ist, wie wir bereits in der vorigen Nummer der AfA»
Bundeszeitung berichteten, die Versicherungspflichtgrenze in der

Angestelltenversicherung mit Wirkung vom 1. September 1928 von

6000 Mk. auf 8400 Mark erhöht worden. Mit dieser Verordnung

hat der Reichsarbeitsminister endlich der seit Jahren erhobenen
Forderung der Angestelltenverbände, insbesondere des AsA-Bundes,
auf Erhöhung der 'Pflichtgrenze in der Angestelltenversicherung und

einer im Frühsommer dieses Jahres vom Reichstag verabschiedeten
Entschließung entsprochen.

Die Verordnung ist kaum im Reichsgesetzblatt veröffentlicht und

schon melden sich die Arbeitgeber und erklären diese Erweiterung
des Versichertenkreises für untragbar. Die den Arbeitgebern nahe¬

stehende Presse einschließlich der „Berliner Morgenpost" ist voll

von Angriffen gegen diesen bescheidenen Fortschritt. In der „Deut¬

schen Arbeitgeber-Zeitung" vom 2. September 1928 wird unter

anderem behauptet, daß die nach der Erhöhung der Psl'chtversiche»
rungsgrenze neu in die Versicherung einbezogcnen Angestellten, die

ein Gehalt zwischen S0» und 700 Mk. beziehen, in ihrer großen
Mehrheit eine derartige Zwangsfürsorge ablehnen. Die Angestellten
mit diesem Einkommen haben (so> schreibt die „Arbeitgeber-Zei¬
tung") ein eigenes Verantwortungsbewußtsein und treffen aus

diesem heraus die notwendigen Sicherungen für Ihre Zukunft.
Dieses Argument sührt auch die „Deutsche Bergwerks-Zeitung"
vom 13. August 1923 an niZ dem Unterschied, daß hier der Ton

mehr der Mentalität der Vergwerksherren angepaßt ist. Nach der

„Bergwerks-Zeitung" empfinden die Angestellten in gehobener oder

leitender Stellung die Erhöhung der Pflichtversicherungsgrenze als

„eine Versklavung und Eingriffe in ihre persönliche Freiheit, wenn

sie gleich W i r t s ch a s t s u n m ü n d i g e n zwangsversichert
werden sollen" ^ Es ist nach der „Bergwerks-Zeitung" ein ver-

hängnisvoller Irrtum, wenn man eine wertvolle Schicht, die ge¬

hobenen und-leitenden Angestellten, welche nach ihrem Einkommen

durchaus die Möglichkeit haben, Rücklagen zu machen, um sich nach
längerer oder kürzerer Angestelltenzeit selbständig zu machen als

Kaufmann oder Gewerbetreibender, dazu zwingen wolle, ihr Ideal
in einem Suzialrentnerdasein für das Alter zu erblicken. Diese
Aussührungen liefern erstens den Angestellten, die bisher der An¬

gestelltenversicherung angehört haben, den Beweis, wie sie von

Arbcitgeberseite eingeschätzt werden; sie bleiben die Unmündigen.
Die Mündigkeit beginnt damit erst nach Ueberschreiwng einer ganz

bestimmten Gehnltsgrenze. Sie liefern ferner den Beweis, daß
die deutschen Unternehmer, soweit die Gehälter ihrer Angestellten
in Frage kommen, sich keinen Begriff davon machen können, welch
ein Einkommen erforderlich Ist, um besondere Rücklagen für ein

sorgenfreies Alter zu gewährleisten. Zur Information der Arbeit¬

geber einige Feststellungen:
Die Vcrsicherungspflichtgrenze in der Angestelltenversicherung

betrug bis August 1918: 500« Mk. Versicherungspslichtig waren

also in der Vorkriegszelt die Angestellten, die rund 420 Mk. Ein¬

kommen im Monat hatten. Der amtliche Lebensholtungsindex be¬

trägt 152,6 Proz., das ist eine Steigerung um 52,6 Proz. gegen¬
über der Vorkriegszeit. Dieser Index bedars bei der Feststellung
der Lebenshaltung der Angestellten einer notwendigen Korrektur.

Entspricht der amtliche Index schon ganz allgemein nicht den tat¬

sächlichen Teuerungsoerhältnissen, so trifft dies auf die Angestellten
im besonderen zu. Die Angestelltenverbände, der AfA-Bund, aber

auch der DHV. haben im vergangenen Jahre zum erstenmal eine

Lebenshaltungsstatistik fertiggestellt und find interessanterweise zu
dem gleichen Ergebnis gekommen. Die Statistik hat ergeben, daß
der Lebenshaltungsindex des Angestellten auf etwa 180 Proz. zu

beinessen ist. Im Haushalt des Angestellten sind abweichend vom

Arbeiterhaushalt die Ausgaben sür Kulturbedarf und Kleidung
wesentlich höher. Es tritt deshalb auch eine starke Einengung fiir
die Ernährungsausgaben in Erscheinung. Legt man nun die von

den Ängestelltenverbünden errechnete Lebenshaltungsindexzisser von

180 Proz. einer Berechnung des gegenwärtigen Einkommens zu¬

grunde, so ergibt sich, daß ein Gehalt von 700 Mk. einem Bor¬

kriegseinkommen von 388 Mk. entspricht. Aber selbst wenn man

den amtlichen Index zur Berechnung heranzieht, so entspricht ein

Gehalt von 700 Mk. Immer noch einem Vorkriegseinkommen von

458 Mk. Auch hier hätte also eine Erhöhung der Pslichtversiche»

rungsgrenze um noch nicht 40 Mk, stattgefunden. Damit ist be»

wiesen, daß das Geschrei der Unternchmerprcsse andere Ur¬

sachen hat.
Die Erweiterung der Pflichtverficherungsgrenze hat zur Folge,

daß etwa S0 000 Angestellte in die Versicherung neu aufgenommen
werden, Sie werden zu einem Teil der neuen Pflichtbeitrags¬
klasse « (25 Mk. monatlich), zum anderen Teil der Klaffe !I

(30 Mk, monatlich) angehören. Dic Beiträge sind nach dem Ge¬

setz vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber je zur Hälfte zu trage».
Rechnet man also für jede Beitragstlasse rund 25 000 neuversicherte
Angestellte, so ergibt sich für die Angestelltenversicherung eine mo¬

natliche Beitragseinnahme von 1375 000 Mk.. di.s sind 10 500 0,10

Mark im Jahr. Hiervon lioben, wie bereits erwähnt, die Arbeit¬

geber die Hälfte, als 8 250 000 Mk. zu tragen.

DaZu kommt, daß die Erhöhung der Pflichtverficherungsgrenze
in der Angestelltenversicherung auch eine Erweiterung des Per¬
sonenkreises sür die Arbeitslosenversicherung mit sich bringt. Auch
hier sind dann Beiträge für den neu erfaßten Perfonenkreis zu

zahlen, und zwar auch je zur Hälfte von Arbeitgeber- und ölrbeit-

nehmerseite. Man wird diese sozialen Beiträge nicht sofort auf
die in Frage kommende Angestelltenschicht abwälzen können, wo¬

bei wir der festen Ueberzeugung sind, daß entgegen der Darstellung
in der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung" in absehbarer Zeii, das

heißt also bei notwendiger Anpassung der Gehälter an die ein¬

getretene Teuerung, diese Abwälzung doch versucht werden wird.

Nicht umsonst operieren die deutschen Unternehmer bei jeder Lohn-
und Gehaltsverhandlung mit den hohen „sozialen Lasten" und be¬

absichtigen damit eine Erhöhung der Einkommen zu verhindern.
Das bedeutet auf der anderen Seite, daß die Arbeitnehmer zwar

nicht direkt, aber indirekt auch die Beiträge der Arbeitgeber zur

Sozialversicherung mit aufzubringen haben.
Der zweite, aber vielleicht noch tiefer liegende Grund ist darin

zu suchen, daß durch die Erhöhung der Pflichtgrenze ein weiterer

Teil der Angestellte» für den Fall der Invalidität oder Erreichung
der Altersgrenze und der Arbeitslosigkeit über eine soziale Siche¬
rung verfügt. Auch diese höher bezahlten Angestellten erkennen

mehr und mehr die Unsicherheit ihrer Lage. Sie sind bis heute
der Willkür des Unternehmers oft noch mehr ausgesetzt als die

gewerkschaftlich viel stärker orientierten minderbezahlten An-

gestellten. Diese soziale Sicherung macht auch diese Angestellten
künftig unabhängiger von ihrem Arbeitgeber. Damit ist der Weg,
der zur gewerkschaftlichen Organisation führt, gewiesen. Bald

werden die Unternehmer auf die Gefolgschaft dieser 50 000 ver¬

zichten müssen. Die Linie, die einstmals den Arbeiter vom Unter¬

nehmer und seiner Gefolgschaft trennte, ist weiter nach rechts ge¬
rückt. Das Gleichgewicht zwischen Unternehmer und Arbeitnehmer
verschiebt sich immer mehr zugunsten der letzteren. Das

wachsende soziale Bewußtsein erweitert die geineinsame Front
der Arbeitnehmer. Dem stellt sich das deutsche Unternehmer¬
tum bewußt entgegen und deshalb der Kampf gegen die Erhöhung
der Pflichtverficherungsgrenze. Der Utopie vom künftigen selb»
ständigen Gewerbetreibenden und selbständigen Kaufmann wird

heute vielleicht nur noch der Artikelschreiber der „Deutschen Berg¬
werkszeitung" anhängen. Auch die leitenden Angestellten sehen,
daß der Weg der Wirtschaft in anderer Richtung verläuft und in

diesem Zusammenhang sei dem ^Zerfosser dieser kühnen Behaup¬
tungen noch geraten, beim selbständigen Gewerbetreibenden, beim

Händler. Handwerker und Bauern, der nach seiner Auffassung kein

Verständnis für die fortschrittliche Sozialpolitik im neuen Deutsch¬
land ausbringen kann, Erkundigungen über deren Auffassungen
einzuziehen. Es ist kein Geheimnis, daß heute weite Kreise des

Handwerks, der freien Berufe, aber auch der Landwirtschaft eine

staatliche, soziale Sicherung gegen alle Wechselfälle des Lebens

fordern. Schon vor mehr als Jahresfrist hat das Reichsarbeits¬
ministerium die Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer und Ar¬

beitgeberverbände ausgefordert, sich zu einer Einbeziehung der ge¬
nannten Gruppen in die Sozialversicherung zu äußern.

So wie es nicht möglich ist, die wirtschaftliche Entwicklung
auszuhalten, so kann auch trotz aller Widerstünde aus dem Unter¬

nehmerlager der soziale Forlschritt nicht verhindert werden. Die

Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfte ist eine Tatsache, mit der

sich auch die Unternehmer abfinden müssen I
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Die AngestMengehölter im ersten Halbjahr
Von Dr. Otto Suhr. BerNn

Die nachfolgenden Tabellen, die das Ergebnis der AsA-Statistik
der tariflichen DurchschnittsgehSlter für das erste Halbjahr 1928

wiedergeben, bilden eine Ergänzung zu den entsprechenden Aus»

fühvun'gei, im Geschäftsbericht des AfA-Bundes»
Vorstandes. Um Mißverständnisse bei der Betrachtung

Entwicklung der tariflichen Surchschnittsgehöller im l. Halbjahr Z92S.

Snixxel Gruppe 2 Gruppe Z Gruppe t

Monatsgehälter in RM.
K r! r! ß ß r! K

Z -S a «
Z

1. Bergbau.
Stand nm 31.12.1927 199 206 232 227 192 265 262 219 323 315 236

„ ., 31. 3.1928 199,206 232 227 19ö 265 262 223 323 315 241

,. „ 3«. 6.1928 209 216 232 24« 209 279 276 233 339 332^252
2.AlelaUindustrie.

128 255 245 321Stand am 31.12.1927 123 164 172 209 244 333 298

„ „ 31. 3.1928 12S 131 167 175 209 248 259 248 326 3383U2

,. 3». «.1923 132 138 175 184 219 26« 271 258 341 354 313

Z. Baugewerbe.
286Stand am 31.12:1927 125 187 260 353 318

,. .,
31. 3.1928 126 139 2,4 286 358313

„ „ 3«. 6.192S 136 '.«. 284 297 335 330

4. Textilindustrie.
Stand nm 31.12.1927 13« 129 173 176 164 248 226 223 329 282 270

,. .. 31. 3.1928 131 129 17S 176164 250 226 223 333 282 270

,. ..
3«. 6.1928 137 129 183 176 173 259 226 23? 342 282 28?

S. Nahrungs» und Ge»

nuszmlltelinduslrie.
1S1 15« 194 297Stand am 31.12.1927 186 226 216 3l2

„ .,
31. 3.1928 153 15« 197 18« 229 216 301 3l2

„ „
30. 6.1928 158 159 2«3 197 236 229 310 331

S. Vcrkehrsgewerbe.
Stand am 31.12.1927 213 219 291 30« 267 347 356 338 399410386

„ „
31. 3.1928 213 219 291 300 267 347 356 338 399 410^386

., .,
3«. 6.1928 234 238 317 323 294 377 383 365 433 440 419

7. Großhandel.
133 249Stand am 31.12.1927 147 178

„
31. 3.1923 142 156 l39 264

„ „ 30. 6.1928 144 159 193 269

S. Einzelhandel.
13?Stand am 31.12.1927 18« 225 296

„ ,. 31. 3.1928 145 191 239 315

„ .. 3«. 6.1928 14? 193 241 318

9. Gas-. Elettrizitöts»
und Wassermerke.
Stand am 31.12.1927 161 138 174 212 237 276 316 348

„ ., 31. 3.1928 1S4 142 178!214 242 279 322 353

„ „ 3«. 6.1923 166 149 191 220 259 238 345 363

10. Banken.
Stand am 31.12.1927 172 215 2S8

., „ 31. 3.1923 172 215 25«

.. ., 3«. 6.1928 186 >232 2?S

der Tabellen auszuschließen, sind einige methodische
Vorbemerkungen notwendig. Die Statistik stützt sich auf die

beschränkte Ausroalö einiger wichtiger Tarifverträge, die als typisch
für die Brancher: gelten können. .Der verschiedenartige Ausbau
der Tarifverträge erschwert die Berechnung vergleichbarer
„DurchschnittsgehSlter" aus dem tariflich festgelegten An¬

fangs- und Endgehalt für die einzelnen Gruppen der Berufe
weseVlich. Die statistische Auswertung der Tarifverträge setzt
eigrnnich eine „Rationalisierung der Tarifverträge"
voraus. Bei aller Würdigung der besonderen Verhältnisse in den

einzelnen Landesteilen und in den verschiedenen Branchen ist dieses

buntscheckige Bild, das heute die Tarifverträge bieten, im Zeitalter
der Rationalisierung nicht mehr zu rechtfertigen! Die Ausstellung
einer bestimmten Norm für Tarifvertrüge ist auch nicht
nur vom Standpunkt des Statistikers erwünscht, sondern liegt Im

Interesse der Tarifvarteien.
Der verschiedenartige Aufbau der Tarifverträ«e —"die Berech«

Niing der GebaltssStze bald nach Betriebsjahren, bald nach Berufs»
jähren und dann wieder nach Lebensjahren — macht vorläufig
wenigstens die Berechnung von vergleichbaren Surchschnittsgehältern
nahezu unmöglich. Die AsA-Statistik beschränkt sich daher darauf,
für die einzelnen Gehaltsgruppen der verschiedenen Berufe in den

verschiedenen Branchen DurchschnittsaehAter aus den wichtigsten
Tarifgebieten zu errechnen. Der Vergleich der Gehälter
von Gruppe zu Gruppe, von Branche zu Branche, von Beruf zu

Beruf ist nur mit Einschränkungen vorzunehmen. Was diese
Statistik wirklich exakt nur bieten kann und

will, ist die Bewegung der Geh Älter in den

einzelnen Gruppen desselben Berufes, der»

selben Branche zu den verschiedenen Zeiten.
Schon der erste Blick über die nebenstehende Tabelle läßt erkennen,

daß die AnSestelltengehälter sämtlich im ersten-^lbjahr 1923 ge¬
stiegen sind. Dabei erfolgte im ersten Quartal des Jahres meist
keine oder nur eine geringfügige Aenderung des Gehaltniveaus, erst
im zweiten Quartal ist es den Gewerkschaften gelungen, eine wefent»
liche Erhöhung der Gehälter durchmsetzen. Die Stei-zerung des

Nominalgehalts vom 1. Januar bis 30. Juni bewegt sich in den ver¬

schiedenen Gruppen, Berufen und Branchen zwischen 5 nnd 10 Proz.
Dabei führt die Entwicklung offenbar dahin, daß die Spannun¬
gen zwischen den einzelnen Gruppen durch die Er¬

höhung der Gehälter immer größer werden. Die Gehaltserhöhungen
erfolgen prozentual nicht gleichmäßig für alle Stufen, sondern —
und hier macht sich offenbar der Einfluß der Unternshniertaktik
geltend — die besserbezahlten Gruppen erhalten Elativ und ab¬

solut die größeren Zuschläge,
Zum Vergleich sind in einer besonderen unten angeführten

Tabelle die AngefteUtengehülter mit den Wochenlühnen der

Arbeiter im Bergbau, in der Metallindustrie und im Verkehrs¬
gewerbe zusammengestellt. Nach diesen Stichproben bleibt die Ent¬

wicklung der Arbeiterlöhne in dieser Zeit hinter den Angestellten¬
gehältern zurück, doch ist dabei zu berücksichtigen, daß die Arbeiter-

löhne schon im vergangenen Jahr meist eine größere Ausbesserung
erfahren haben als die Angestelliengehälter.

Diese Darstellung der N o m i n n lg e h S l I e r gibt natürlich
für sich noch kein Bild von der Gestaltung der Kaufkrast des

Arbeitseinkommens der Angestellten In der

zweiten Tabelle ist daher zum Vergleich auch der Lebens¬
haltungsindex mit aufgenommen. Die Entwicklung des

Index läßt eins Steigerung der Kleinhandelspreise der Gegenstände
des täglichen Bedarfs im ersten Halbjahr 1928 von nicht weniger als

11,6 Proz. erkennen! Die Erhöhung des Preisniveaus ist also
größer als die Steigerung der Gehälter. Trotz der unleugbaren ge-'
werkschaftlichen Erfolge im letzten Halbjahr ist das Realeinkommen

der Angestellten gesunken. Die Gehaltserhöhungen wurden durch
die Preisbewegung mehr als wieder aufgehoben. Die verkehrke
Unternehmsrpolitik. die hier zum Ausdruck kommt, erklärt wenigstens
teilweise die rückläufige Konjunktur des letzten Halbjahres. Die

Konjunktur war mährend der ganzen Zeit wegen der

mangelnden Kaufkraft der Massen im Abflauen be¬

griffen. Der Weg zum neuen Aufschwung der Konjunktur wurde

aber durch die ständigen Preiserhöhungen abgeschnitten. Felix
Pinner Hot einmal im „Berliner Tageblatt" in sarkastischer
Weise den Verlaus der deutschen Konjunktur mit den amerikanischen
Verhältnissen der letzten Jahre verglichen: . In den Vereinigten
Staaten — so sührte er aus — hat man das Kunststück fertig ge¬

bracht, trotz ständig steigender Konjunktur die Preise ständig zu

senken. In Deutschland bemüht man sich in diesen Jahren ein

anderes Kunststück vorzuführen, das leider sür die Konsumenten von

geringcrem Reiz ist: fallende Konjunktur bei steigenden Preisen.

Lebens»

Haltung»

Index

Wach
ein»

gelernten
Arbeiters

RM

Berg

mlohn
eines

ungelernt.
Arbeiters

RM

bau

Angestell

Gru>

«aufm.

RM

engehalt

pe 2

Techniker
RM

Woche
eines

gelernten
Arbeiters

RM

Met«

»lohn
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ungelernt,
Arbeiters

RM

lli n d ,

An,

»aufm,

RM

IstrIe
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Techniker

RM

alt

Werkn.

RM

Woch
eines

gelernten
Arbeiters

RM

B

.nlohn
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ungelernt,
Arbeiters

RM

erk « h

«n,

slausm.
RM

r

,«stelltengt

Gruppe ü

Techniker
RM

>alt

Werkm.

RM

1.1.1928

Ll. 3.1923
3«. 6.1928

150,8
150,6
168.2

54.3«
54.36
58,14

38.46
38F2
41.22

227

227

24«

48L3
49,87
50.29

34,25
35.05
35.41

164

167

175

172
175
184

209

209

219

46,68
49.56
49.56

37,62
39.83
39.83

291
291

317

30«

30»

323

26?

267

294

Prozentuale
Steigerung Im
l. yalbjahr 1SSS 11.6°/« 7.1°/« 3.3°/° 5.4°/„ 3.4°/° 3.4°/« 6.?°/° 7.6°/« 4.8'/« 6.2°/° 5.9°/» 8.9°/° 7.7°/« 10.1°/»
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Sozialpolitik
Drei Jahre AfA-Arbeit.

Der Vorstand des Allgemeinen freien An»

gestelltenbundes hat uns in feinem Geschäftsbericht
vor Augen gesührt, wie schwer die Angestellten um jeden sozial¬

politischen Fortschritt ringen müssen. Er gibt in dem Abschnitt
„Sozialpolitik und Gewerkschaftsbewegung" einen Ueberblick über

diese Kämpfe der letzten Jahre.
Danach wurde von entscheidender Bedeutung die große und sich

lange hinziehende Arbeitslosigkeit unter den Angestellten,
ls sich die ersten Ansänge dieser Entwickelung bemerkbar machten,

hat sich der AsA-Bund sofort damit beschäftigt und bereits am

21. Januar 1923 den zuständigen Stellen seine Forderungen zur

Einschränkung, der Arbeitslosigkeit und zur Milderung der aus der

Arbeitslosigkeit erwachsenden Not unterbreitet. Seitdem war er

unablässig sür die Durchführung seiner Forderungen bemüht. Am

IS. Juli 192S fand eine amtliche Erhebung über Berufsart. Ge¬

schlecht, Lebensalter, Verufsalter und Familienstand der Arbeits¬

losen und über die Dauer der Arbeitslosigkeit statt. Sie bestätigte
die Auffassung des AsA-Bundes und lenkte insbesondere die all¬

gemeine Aufmerksamkeit auf die furchtbare Lage der älteren

stellenlosen Angestellten. Der Reichswirtschastsrat wandte sich
dann auch der Frage zu, was für die älteren Angestellten geschehen
könne. Der AsA°Bund hatte dazu die nötigen Vorschläge gemacht.
Da aber die Beratungen des Reichswirtschaftsrates sich lange hin¬

zogen, und die Neichsregierung sich zunächst zurückhielt, veranlaßte

Abg. AufhSuser die sozialdcmokratische Reichstagsfraktion, am

23, November 1925, den vom AfA-Bund ausgearbeiteten Entwurf
eines Gesetzes über die Unterbringung erwerbsloser Angestellten dem

Reichstage vorzulegen. Am 3. Februar 192« beendete endlich der

Arbeitsaus schütz des Reichswirtschastsrat« seine Beratung, und am

2. Juli 192S kam im Reichstage das „Gesetz über die Fristen für
die Kündigung, von Angestellten" zustande. Die weitergehenden
Vorschläge des AfA-Bundes lehnten die bürgerlichen Parteien ab,

obgleich ihre AngefteMenvertreter sich in den Borberatungen damit

ausdrücklich einverstanden erklärt hatten.

Zur besseren Unterstützung der Erwerbslosen hotte
der AsA-Bund am IS, Dezember 1924 die beschleunigte Ver¬

abschiedung eines Gesetzes über die Arbeitslosenversicherung ge¬

fordert; erst am 7. Juli 1927 hat der Reichstag dem „Gesetz über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung" zugestimmt.
Inzwischen mutzte die Erwerb slosensürsorge verbessert
werden: Der Kreis der Unterstützungsberechtigten war zu erweitern,
die Unterstützungssätze zu erhöhen, die Kurzarbeiterunterstützung
mehr den schlimmen Verhältnissen anzupassen, den längere Zeit
hindurch Erwerbslosen das Recht auf Unterstützung zu sichern. Als

das Arbeitslosenversicherungsgesetz beraten wurde,

sührte der AsA-Bund, gestützt auf die sozialdemokratische Reichstags»

fraktion, einen langen, mühevollen Kampf, um die Arbeitsvermitt»

lung und die Erwerbslosenversicherung möglichst zweckmäßig zu

gestalten. Die Versicherung erfaßt gleichmäßig Arbeiter und An¬

gestellte, wie es der AsA-Bund gefordert hat, während die anderen

Angestelltenverbände eine besondere Versicherung sür die An¬

gestellten erstrebten. Dabei galt es durchzusetzen, daß den Angestell¬
ten in der Selbstverwaltung ein ausreichender Einsluß gesichert und

in den Leistungen die Bedürfnisse der Angestellten berücksichtigt
wurden. In dem Bericht sind die wichtigsten Anträge des AfA-
Bundes und die ungenügenden Erfolge damit angeführt. Dann

heißt es dort: „Wir verkennen nicht die noch vorhandenen Mängel
der neuen Erwerbslosenvcrsicherung und sehen in dem Gesetze nur

einen Anfang, um mit aller Entschiedenheit sür ihren weiteren

sozialen Ausbau zu kämpfen. Der von uns vertretene Gedanke,

daß der durch die heutige Wirtschaftsordnung unverschuldet in

Arbeitslosigkeit, in Not und Elend geratene Angestellte unbedingt
einer staatlichen Arbeitslosenhilfe bedarf und ein Recht auf Unter¬

halt haben muß, hat nach jahrzehntelangem Kampfe nunmehr seinen

Niederschlag im neuen Erwerbslosenoersicherungsgesetz gefunden."
Auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes handelt es sich in

erster Linie um die Arbeitszeit. Nachdem die Verordnung vom

21. Dezember 1923 den Achtstundentag zum größten Teil beseitigt
hatte, bedürfte es der mehrjährigen zähen Arbeit und einer krisen¬
haften Zuspitzungder Verhältnisse, um die Voraussetzungen sür neue

Fortschritte zur Wiedereinführung des Achtstundentages zu schassen.
Auch forderten die freien Gewerkschaften die Zustimmung zum

Wasl)ingloner „Uebereinkommen, betreffend die Beschränkung der

Arbeitszeit in gewerblichen Betrieben auf 8 Stunden täglich und

48 Stunden wöchentlich". Die Regierungen verschiedener Staaten

aber suchten die Bedeutung des Uebereinkonnnens herabzudrücken

und seine Durchführung zu verzögern. Dagegen wandten fich die

sreien Gewerkschasten sowohl im eigenen Lande als auch nus den

zuständigen überstaatlichen Zusammenkünften. — Am 28. Oktober

1926 verständigten sich alle deutschen Spitzenoerbünde dcr Gewerk»

schastcn über den Entwurf eines Notgesctzes zur Verkürzung der

Arbeitszeit Fast vier Monate — bis zum 22, Februar 1927 —

dauerte es. bis die Neichsregierung dem Reichstage einen Entwurf

zur Aenderung der Arbeitszeitverordnung vorlegte. Der Entwurf
war so ungenügend, daß er weite Kreise, selbst der christlichen Gewerk»

sclMIer, verbiüerte Die freien Gewerkschaften versuchten noch bis

zuletzt, den Reichstag zur Verständigung über ein wirklich brauch¬
bares und den Forderungen der Gewerkschasten entgegenkommendes
Gesetz zu veranlassen. Vergeblich. Die bürgerliche Regierungs¬
mehrheit nahm am 8. April 1928 den Entwurf in einer Fassung an,

daß die Grundtendenz des neuen Gesetzes die Einführung und

Sicherung des Zehn stundentages ist.
Ende 1926 legte die Reichsregierung den Entwurf eines um»,

fassenden Arbeitsschutzgesetzes vor. Auch er entsprach nicht
den Forderungen der sreien Gewerkschaften. Der Sozialpolitische
Ausschuß des Reichswirtschastsrates setzte einen ArbeitsaussclMsz zur

Beratung ein. Die freien Gewerkschasten bereiten einen möglichst
günstigen Verlauf der Beratungen durch sachgemäße Verbesscrungs-
anträge vor. So haben sie einen genau ausgearbeiteten Vorschlag
für eine einheitliche R e i chs a r b e i t s-a u f s i ch t, sür die Regelung
ihrer Aufgaben und für die Besetzung ihrer Stellen veröffentlicht.
Ferner haben sie dem Reichstage die Forderungen zur Sicherung der

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe unterbreitet, und in den

Landtagen wurde auf die Notwendigkeit des 6-Uhr-Laden»
schlusses hingewiesen. — Der AfA-Bergbauousschuß hat sich des

öfteren mit der Verbesserung des Gruben sicher Heils»
wesens beschäftigt. In der Anstellung der Bergrevierinspektoren
(Hilfsarbeiter der Bergpolizeibehörde) hatte er einen erfreulichen
Erfolg.

Das so dringend notwendig: allgemeine Arbeitsver»

tragsgesetz ist auch jetzt noch in weiter Ferne. Die Bemühungen
des AfA-Bundes zur Beseitigung der hier zutage tretenden Mängel
konnten sich daher nur auf die einzelnen arbeitsrechtlichen Be»

stimmungen richten. So auf eine zeitgemäße Regelung der

Kündigungsfristen, auf die völlige Beseitigung des Wett»

bewerbverbots, auf die Forderungen der technischen
Angestellten, auf eine bessere Sicherung der Gehälter und

Löhne bei Zahlungsein st ellungen, aus eine Aenderung der

Bestimmungen über Lohnpfändungen. Ein Erfolg wnr nur

in der letzten Frage insoweit möglich, als die Pfändungsgrenzen
erhöht wurden.

Schon bei der Verabschiedung des Betrie.bsrätegcsetzes
im Jahre 1929 haben die freien Gewerkschaften auf die Ünzuläng»
lichkeit einzelner Bestimmungen des Gesetzes hingewiesen. Sehr
bald zeigte sich, daß das Zustandekommen der Betnebsratswahlen
gesichert und der Wahlvorstand, die Kandidaten und die Betriebsräte

geschützt werden müssen. Die freien Gewerkschaften verständigten
sich über derartige Vcrbesserungsvorschlöge, die Betricbsrätekonserenz
zu Beginn des Jahres 1927 billigte sie, und die sozialdemokratische
Fraktion brachte sie darauf Im Reichstage ein. Der Reichstag hat
ein Jahr gebraucht, bis er das Gesetz zur Aenderung des Betriebs»

rätvgesetzes auf das Drängen der Sozialdemokraten verabschiedete.
Die Aenderung entspricht leider nicht im vollen Umsange den Förde»
rungen des AfA-Bundes.

Die bedeutsamste sozialpolitische Errungenschaft in der Zeit des

vorigen Reichstags ist das Arbeitsgerichtsgesetz vom

25. Dezember 1926. Es bringt eine Reihe lvesentlicher Fortschritte.
Aber auch hier konnte so mancher wichtige Vorschlag dcs AfA»
Bundes nicht durchgefetzt werden.

Die Arbeiter» und An gest eilten Versicherung
mußte nach Abschluß der Geldentwertung auf eine neue Grundlage
gestellt werden. Die Unternehmer suchten mit dem Geschrei über

die „soziale Belastung" Stimmung für möglichst geringe Leistungen
dcr Versicherung zu machen. Demgegenüber mußte es die Aufgabe
des AfA-Bundes sein, für ausreichende Leistungen an die Versicher»
ten einzutreten. Um diese Forderung wurde in der Ange»
stelltenoersicherung ständig gestritten. Der Vorwurf, die

geforderten Verbesserungen würden die Leistungsfähigkeit dcr Ver»

sicherung erschüttern, hat sich als unberechtigt herausgestellt.
In der Krankenversicherung handelte es sich besonders

um die Erhöhimg der Versuherunasgrenze, die Verbesserung der

Wochenhilfe, die Beseitigung des Monopol«, das die bürgerlichen
Angestelltenvereine auf Ersatzkassen hatten und um die Seekrankenver»

sicherung.
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Eine schwere Eescchr war nn Jahre 1925 der Entwurf zur

Aenderung der Unfallversicherung, da er bedenkliche Be-

stimmungcn enthielt. Er konnte jedoch dank der Bemühungen der

beteiligten Verbände in manche» Punkten verbessert werden.

Aehnlich verlies der Kampf um die Aenderung der Knapp¬
schaftsversicherung im gleichen Jahre. Hier mußte der

AsA-Bund mit besonderen, Nachdruck eingreise» und konnre manche
Verschlechterung verhindern und einige Verbesserungen durchsetzen.

Der Geschäftsbericht des AfA-Bundes legt eingehend
diese Entwicklung in allen ihren Einzelheiten dar, Sie drängt je^,em
die Erkenntnis auf, daß es an den nötigen sachgemäßen und durch
schlagend begründeten Vorschlügen wahrlich nicht gefehlt, und daß
der AfA-Bund immer wieder die maßgebenden Stellen auf sie hin¬

gewiesen hat. Und dennoch ein ungenügender Erfolg? Jawohl.
Weil unsere Gegner noch immer übermächtig find. Halten sie doch
in dem vorigen Reichstag mit seiner bürgerliche» Regierungsmehr¬
heit einen scheinbar unerschütterlichen Schutz gegen die Forderun¬

gen des AfA-Bundes. Wie falsch aber wäre es gewesen, wenn

der AsA-Bund sich dadurch hätte mutlos machen lassen, beiseite

gebliebe» märcl Wiederholt ist es gelungen, dns Zentrum von

den Rechtsparteien zu trennen, die bürgerliche Regierungsmehrheit
zu sprengen nnd mit Hilfe der Sozicildemokmten die Forderungen

^des AfA-Bundes wenigstens zum Teil dü.rchzubrmgen.
Im neuen Reichstag haben wiederum die bürgerlichen Par¬

teien die Mehrheit, wenn auch nicht mehr eine so große wie früher.
In keinem Falle kann davon die Rede fein, daß hier etwa die An¬

regungen dcs AfA-Bundes offene Tür fänden. Vielmehr bedarf

es auch fernerhin eines unermüdlichen, wohlüberlegten und vor¬

bereitete» Kampfes für einen iolchen Ausbau der sozialpolitischen

Gesetzgebung, daß er den Bedürsmsfen unserer Zeit gerecht wird.

Der Kampf wird einen um so größeren Erfolg haben, je stärker

der Druck des AfA-Bundes auf die Gesetzgebung ist, je weiters

Kreise der Angestellten sich ihm anschließen, je zielbewußter und

tatkräftiger sich jeder einzelne der Angestellten sür den AfA-Bunld
und feine Forderungen einsetzt. Denn der AfA-Bund kann nur die
Kraft haben, die ihm die Angestellten selbst geben.

Möge dies der jetzt zusammentretende AfA-Kongreß den

Angestellten mit aller Deutlichkeit und Eindringlichkeit zu Gemüts
führen. Er wird eine Kundgebung für die Bedeutung der Ange-
stellten innerhalb der Wirtschaft und der Arbeiterklasse und für die

Bedeutung des, AsA-Buirdes werden. Mögen die Angestellten in

ihrer großen Masse den Verhandlungen des Kongresses aufmerk»
sam folgen und den Geschäftsbericht des AfA-Bundes gründlich
durcharbeiten. Gustav Hoch, Berlin.

^5I?N8It?v?^
Stand am Ende des Monat»

erwerbslos in Prozent

!. Industrie und Handel Jui, August

») kausmännische Angestellte (ZdA) .... 4.09 3.9«

b) technische Slngcstellte (Butnb) .... 3,87 3.94

e) Poliere und Schachtmeiftor im Baugewerbe 5.2g 3,95

Werkmeister der Schuhindustrie . . . 6,49 6.97

gewogener Durchschnitt 4,16 4,92

II. Behörde» <ei»sch> SI»staIten der Sozialversicherung!
s) Bureauangestelite (ZdA.) ...... 3.13 3.37

b) technische Angestellte (Butab) .... . 2.9g 2.8Z
^

gewogener Durchschnitt 3.11 3.32

III. Theater
s) Chorfänger und Ballettänzer^ 19.99 19.99

'

Arbeitsbericht See

AfA-Zentrale vom 2<5. August bis LO.September 19L6.
Wirtschaftspolitik.

In Verbindung mit dem Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung
bei», Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit wurde eine Erhebung
über den deutschen Einzelhandel durchgeführt.

In Vorbereitung zu der im Oktober stattfindenden Besprechung
im Reichsarbeitsministerium über dos Schlichtungswesen nahm dcr

SWP,- und Lohnpoiitische Ausschuß im Beisein von Vorstandsmit¬

gliedern Stellung. Er beschloß, eigene Vorschläge der Sitzung nicht

zu unterbreiten. Die Haltung des AfA-Bundes zum Schlichtungs¬
wesen wird Kollege Aus Häuser auf dem AfA-Kongreß bekannt

geben.
An der Tagung des Vereins für Sozialpolitik nahm Kollege

Suhr teil.
Mit der Auswertung der neuen Haushaltungsstatistik ist be»

gönnen morden.

Der Bundesausschuh nahm in feiner Sitzung vom 31. August
u. a. ein Referat über Wirtschaftsdemokratie entgegen, dem fich eine

umfangreiche Diskussion anschloß,

Sozialpolitik.
In einer am 11. September stattgefundenen Sitzung, zu der

die Verbandsvorstände, der AfA-Vorstand und der SWP.-Ausschuß
geladen waren, erstattete Kollege Fritz Schröder einen ausführlichen
Bericht über die O'rganisation der Angestelltenstellen -

Vermittlung. Der Bericht war gleichzeitig eine eingehende Dar¬

stellung über die gesamte Tätigkeit unserer Vertreter im Vorstand
der ReichsanstaU für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen¬
versicherung.

Mit den zuständigen Stellen im Direktorium der RsA. und des

Reichsarbeitsministeriums wurde über die Ausgestaltung der Wahl¬
ordnung zur Wahl der Verfichertenvertreter zu den Ausschüssen und

Kammern sür Angestelltenversicherung bei den Versicherungs- und

Oberversicherungsämtern und beim Reichsoersicherungsamt ver¬

handelt. Die Redaktionskommission zur Beratung einheitlicher Un»

sallverhütungsvorschristen im Baugewerbe tagte vom 39. August
vis 1. September.

In einer Besprechung mit den Leitern der Rechtsschutzabtcilungen
der AsA-Verbände am 14. September 1928 wurde die Frage der

Prozehvertretung vor den Arbeitsgerichten erneut behandelt. Wegen
der Kostenberechnung und der Streitmertsestsetzung wurde Stellung
genommen. Das Ergebnis soll in den nächsten Mitteilungsblättern
den Arbeitsrichtern und Prozeßvertretern zur genaueren Kenntnis

gebracht werden. Ausführlich wurde das Recht des Urlaubs erörtert

und beschlossen, Anregungen an den AfA-Bundesvorstand und die

Verbandsvorstände gelange» zu lassen.
'

Zur Behebung der Mihstönde in den Peizsionskassen des Bank»

gewerbes. die Ersatzkasjen der Angestelltenversicherung sind, wurden

geeignete Maßnahmen vorbereitet.

Bergbau.
Im preuhisck>en Handelsministerium fanden Verhandlungen über

die Frage der Revierprämien statt. Der AfA-Bund war durch die

Kollegen Peters, Jäger und Büscher vertreten.
In einer gemeinsamen Bergbau- uird SWP.-Ausschiißsitzung

wurde erneut zu der Lage in der Angestelltenknappschast Stellung
genommen.

Es wurde festgestellt, daß das Reich für verpflichtet erachtet wer»

den müsse, die Sanierung der Angestelltenpensionskasse durch Reichs»
Zuschüsse sicherzustellen. Die entsprechende Eimvirkuitg auf die

Reichsregierung soll sortgesetzt werden.

Die Vorbereitungen zur Knappschaftswachl wurden getroffen.

Reich. Staat und Gemeinde.

Ain 18. September 1928 fand in der Hauptgeschäftsstelle des

AfA-Bundes eine Besprechring der Vertreter der an dem Reichstarif»
vertrag für Behördenangestellte beteiligten Verbände statt, in der

Verabredungen wegen der Stellungnahn« der Angestelltenverbände
bei den kommenden Verhandlungen über die Schaffung einer Zusatz-
Versorgung für die Behördenangestellten getroffen wurden.

Vildungswesen.
Der 4. Reichskonferenz des Arbeiter-Radiobundes wohnte für

den AfA-Vorstand der Kollege Göring bei: der Eröffnungsfeier
der Funkausstellung der Kollege Wilh. Stähr.

Vorstand.
Vorstand und Bundesausschuß verabschiedeten die letzten An¬

träge zum AfA-Kongreß. Der Vorstand formulierte darüber hin¬
aus die dem Kongreß vorzulegenden Entschließungen.

An dem Kongreß des Internationale» Prioatangestelltenbundes
in Dresden nahm der Kollege Aufhäuser teil, auf dem ADGB.-

Kongreß war der AfA-Bund durch die Kollegen Auf Häuser.
Stähr und Urban vertreten. Ueber den Verlauf dieses Kon>

gresses berichten wir nuf Seite 131 ff. dieser Nummer,
Bei der Einweihung des Bundeshauses des Arbeiter-Samariter«

bundes in Chemnitz ließ der AfA-Vorstand sich durch das AfA-Orts»
kartell Chemnitz vertreten.

Auf einer Funktionärvevsammlung des AfA-Ortskartells und des

ADGB.-Ortsausschusses Eberswalde sprach Kollego Göring.
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Tanz für Alle. Von der Gymnastik zum Gemeinschaststonz. Von Martin

Gleisner, Leipzig. Lesse und Becker Verlag. sPrometheus»BUcher.) 174 Leiten

Mit 42 Abbildungen. In Leinen geb. S,S« Mk.

Richtlinien fUr.die Beurteilung »»» Schaufenger». Bon E. S. Daehn «

«erlag Siegfried Scholem, Berlin.Echöneberg. S4 Seiten. Preis 2,00 Mk.

»nkanfskunde sti« de« Einzelhandel, Von Hugo Ot> lig und Tb, Mey »

Leipzig 1W8. August Neumauns Verlag. Mr. Luoäs.)

Reroenfchmäche tReurasthenie, Nervosität), die «rankheit unfern gelt. Ihr«

Ursachen, Verhütung und Behandlung. Von vr. m«S. «arl Hermann. Verlag
»«band «Volksgesundheit", Dresden >, 22 Seiten. Preis «,S« Mk.

g«h«buch t«27 des Deutschen Holz«beit«»B«da»des. Herausgegeben vom

Veroandsvorstand, Berlin 1S2S, Verlagsanstalt dcs Deutschen Holzarbeiter»
Zvttbondes G. m. d. H.

SegeniibersteUung der Wichtigste» Bestimm«««!» der Invaliden» und An»

«eVeNtenversichermtg. Bon Sermann Är, t. Oberinspektor bei der Reichsversiche»
«ungsanstalt für Angestellte. K. Auflage unter Berücksichtigung der bis

K, September 1928 erschienenen Gesetze und Verordnungen. 2» Seiten. Prei«
H/IS Mk,, im Hundert bMiger.

, Si« Spitzelzentrale. Arbeiterjugendverlag Berlin SW. «8.

Durch ftusall kam dem Haüptvorstand der Sozialistischen Arbeiterjugend
tzffnsangreichee Alivnmaterial über die Spitzelarbeit der kommunistischen Jugend»
jjttttral« in die , Hand. Der Borstand hat sich der Ausgabe unterzogen, dieses
Material in einer Broschüre der Oefsentlichkeit zu unterbreiten. Da di»

Kommunistische Partei in den letzten Monaten aus diesem Gebiet besonders
»ktiv ist, aber auch allgemein mied» Versuche unternimmt, die Einheit der

Gewerkschaften zu stören. Wird die kleine Broschüre auch dem Gemerkschafts»
funktionSr gute Dienste leisten.

SIsmarck und «affalle. Bon Prof. G. Mayer. Verlag Z. H. W. DieK Rachs.
,«. M. b. H., Berlin SW. «8

Bismarck ustd Lassalles Briefwechsel, seit Jahrzehnten verloren geglaubt,
D? aufgetaucht und tritt hier zum erstenmal an die Oefsentlichkeit, Es ist
»on höchstem pkichologischen Reiz, auf Grund dieser Briefe, die vielfach Aeuße»
»ungen aufgreisen, di« in mündlicher Unterredung fielen, die denkwürdigen
Unterhandlungen aufleben zu sehen, in denen die beiden ebenbürtigen ReprS»
Lentanten großer historisch« Kräfte jeder den anderen für seine Zwecke aus»

«utzen, jeder dem anderen beweisen wollte, daß er — wie Bismarck »

Missprach — länger mit dem Teufel Kirschen essen könne. Eine historische Ein»

fvhrung von Professor Sustao Mayer, dem Herausgeber de, Laffcckkeschen Roch,
Kisses, zeichnet unter Benutzung der Akten des preußisch?» Etaatsmlnistcrium«
die Beziehungen des großen konservativen Reickisbaumeiflers und des Be»

griinders der Eozialdemolratischen Partei so. wie sie sich nunmehr' nach
Erschließung dcr Qucllcn darstcllcn.

Type» dcs Ein» und Mehrfamilienhauses. Vorschlage und Pläne fiir rotig»

nelle» Wohnungsbau von Stadirat vr, ff > s ch e r. Verlag Aus» »nd Fortbildung
G. m. b, H,. Dresden.

Das Buch gliedert sich in einen allgemeinen Tcil mit dem Kapitel „Woh»

nungsnot und Bauprogramm", „Räume und Raumgroßcn", „gusammenstclluug
der Wohnflöchcn, Baukoste» usw." Dann folgen die Einsamilienhaustypc» und

Mehrfamilienhaustypen und schließlich ei» Abschnitt über „Bautechnik und

Innenausstattung", in dem dle Einzelheiten der Bauwelse» siir die einzelnen

Kongruktionsteile und Räume des Hauses angegeben sind. Fischer geht vo»

dem Gesichtspunkt aus. Typen zu geben, die ohne weiteres an jrdcm bcllebigen
Ort verwendet werdcn können. Er teilt auch mit. dafz die Bauzeichnungen
feiner Typengebäude fix und fertig zu beziehen wären. An sich ist der Versuch,
de» ffischer hier macht, nur zu begrüßen. Er deckt sich durchaus mit dcm

Grundsätzen, die hrutc von alle» sortschrittliche» Architekten und Wohnungs»
refornicrn vertreten wcrdcn. Nicht einverstanden erklären kann man sich aber

damit, wie ffischer die Frage löst. Er druckt in seinem Buch eine Anzahl
Typen ab, die sich bereits in der Praxis sehr weitgehend durchgesetzt haben,
die beispielsweise «uch in den Großsiedlungen In Brltz und in gehlendors

zur Anwendung gekommen sind. Aber einmal ist die Gruiidrißdurcharbcitung,

Insbesondere im Hinblick auf die etwaige Miibclstclluiig, kcincsmeg« aus»

reichend, andererseits ist die architektonische Bearbeitung ganz unzulänglich.
Die Architektur erinnert stark an den Maurcrmeistcrstil und ist selbst da, wo

sie z. B, das klache Dach zu bringen «ersucht, schlimm. Davon abgeschen enthält
das Buch eine Anzahl wcrtoollcr Anregungc». Li.

„Sozialer Ratgeber", Mitgliedschaft. Beiträge, Ansprüche und Vrrfahrcn

auf dem gesamten Gebiet der sozialen Versicherung und Versorgung und ffiir»

sorge von August Karsten, M, d, N. Verlag: gcntralvcrbciiid der Arbeits»

invaliden und Witwen Deutschlands. Berlin»Schiineberg, Kaiscr.ffriedrich»
Straße g, Preis 1,6g Mk. für Mitglirdrr dcr AfA.VerbUndc, Buchhandels»
vrcis 2 Mk.
D»r Reichstagsabgeordnete August Karsten hat sich der Mühe unterzogen,

seinen „Sozialen Ratgeber" in 4. Auflage herauszubringen. Wie seine Bor»

giinger vermittelt dieser Ratgeber die notwendige Ausklärung über Kranken»

Versicherung, Unfallversicherung, Invalidenversicherung, Angestelltenversicherung,
Knappschaftsversicherung, Reichsversorgungsgesetz, Arbeitslosenversicherung, Be»

schiiftigung Schwerbeschädigter «sf. Wer Auskunst über Mitgliedschaft, Bei»

träge, Ansprüche und Verfahren benötigt, schlage nach dem Inhaltsoerzeichni»
die in Frage kommende Seite der Schrift auf. Die gewünschte Aufklärung
wird ihm zuteil. Das ist das Verdienst des Versassers. daß er aus seinem

umfangreichen Erfahrungsgebiet die Dinge behandelt, die der Versichert«

braucht. Das Such ift ein unentbehrlicher Begleiter des Geo^rkschastssunk»

twnörs, der Gewerkschaftsvertreter, in den Sozlalversicherung«körp«rschasten>
ja. es kann der Billigkett wegen dem einzelnen Versicherten zur Anschaffung

emvfohlen werden. G».
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Das UMemthn«» öes schltf^ Volks,
Sie

Volksfürlorge f
EemerKschaftltch-Eenossenjchäftliche

verstcherungsakttengesellschaft
yamburgS

schltekt zu den günstigsten Seoingungen

Volks- unö Lebensversicherungen
ohne ärztliche Untersuchung ab.

Alle Gewlnm fließen restlos öen Versicherten zu!

Angestellte unö Beamte

versichern sich daher nur bet der gemeinnützigen

Volksfürlorge
SusKunft erteilen bzw. Prospekte usm. übersenden alle EeschKftsstelZtm^»

SfS-Sundes und seine angeschlossenen verbände loroie die lZechnungssteUen
und der Vorstand der valKsfUrsvege in Hamburgs. Snder Slster S3-SS

Ueber 1000 00g

vnstcheröngen sintrbetder

Volksfürsorge
in «rast.

verfichernngsleiftungE»

seit November!92Z

löeendlgungderZnslaUon)

über

S Millionen KM

Knlag« der Kapitalien

nur tn genossenschastlichem

Wohnungsbau und in ge»

meinwirtschaftltchen

Unternehmungen.

Oie UescKIecKtsKranKKeiten. von Dr. meck. /<. l^ent«., Ausgabe tür iV.Snner ^ . . . O.lS iVl>

Oe»8>eicKen, k>usesde.kür t?rauen 0..5 ,

XeritiicKe KstscKISike von Dr. Sernstein, Osssel. ^uSMbe tür ttänner 0,w ^

OesZieicKen, /».uszake kür brausn V,l« ,

SeKämpiunz cker Tuberkulose, von prok. Dr. meck. ?ti. Lommertelck ...,...».»,.». 0^)5 tA

Oie Tuberkulose, von prok. Or. IK. ^. Slirgers 0,20.

SescKskkunL von 2aKnerssKi: unck Anleitung rur i?ilege O.OS

LtruwelpeterducK von iVwnck unck ^SKnen, ercksckt uncklmütteiMrelmt von Vr. tt. lZicKter ..... 0.30 «

IZeöKen unck Strecken, von OKristisn Lilderdorn, lVlüncKen 0.7S
Vie Karte ick mick sd? von Or. meck./».ugust Oünger, OKemnit? 0,50 ,

KSrverlicKe rlignunL ?um geverdlicken Seruk, von Or. 1°K. k'ürst, MncKen » . 0,75 ,

Das monstlicke UnwoKIsein cker ?rau, von Or. >V. prvll 5 .... . 0,0S K?l.
20 KstscKIäge tür junze lVisnner, von ?rot. ^. SlsscKKo .,»... 0,30 ,

Oie unsickldsren I?eincke unserer <ZesunckKe!i, von Or. I'r. SaumsZrtel, lVilincKen 0,50 „

Oie erste ttilteieistunc» in geverblicken lZetrieden, von Or. IA. rürst, tViüncKen l,— »

LäuglinZspileLe in Keim unck IZilck, von lZlissbetK öekrenck l,— ,

QescKIecKisreite unck LcKvanLerscKst^ von Or. Stefanie . . .

...
> 0,?S ,

Me devakren vir unsere KeranvscKsencken Kincksr vor KurWicKtigKeit,von Or. meck.V. ll. LeeliMr,tVlüncKen 0,75 ,

Vie scküt^e ick mein Kinck vor KscKitis unck ikren t^olLen, von Or. meck. l« /wdrv, ittüncken .... 0,5« ,

20« tisusmittel. von Or. Voll . . . . . . ... . . . . ! . . . ... . . . . . . . . 1,60 „

Viis r?«ti»o vv»t«K«» »t«K »^»oKU«LU«K Svr V«r»»»«I«p«»v»k


